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Vorwort
Im April 2015 feiert der ÖGB sein 70jähriges Gründungsjubiläum. Die Erfolgs-
story der Zweiten Republik ausgehend von den schwierigen Jahren des Wieder-
aufbaues, über die wirtschaftliche Konsolidierung in den 60er-Jahren, dem sozi-
alpolitischen Aufschwung in den 70er-Jahren und der schwierigen Abwehr 
neoliberaler Tendenzen in den 80er- und 90er-Jahren, bis hin zur Bewältigung 
der Wirtschaftskrisen im ersten Jahrzehnt des 21. Jhd. ist besonders auch ein 
Verdienst des ÖGB als einheitlichen überparteilichen Gewerkschaftsbund. 

Dem ÖGB mit seinen Gewerkschaften, gefestigt durch die Mitarbeit und Mitwir-
kung der Betriebsratskörperschaften und Personalvertretungen sowie unter-
stützt durch die Solidarität seiner Mitglieder, gelang es in all den Jahrzehnten, 
den sozialen Fortschritt für die ArbeitnehmerInnen voranzutreiben und zu si-
chern. Bundespräsident Dr. Rudolf Kirschschläger brachte es auf den Punkt, als 
er 1975 sagte: „Die glückliche Entwicklung, die unsere Republik genommen hat, 
wäre nicht denkbar ohne die zielbewusste und weise Politik des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes. Was oberflächlich gesehen die Vertretung von Arbeitneh-
merinteressen im engeren Sinn des Wortes war, ist zu einer gesellschaftlichen 
Institution geworden, die in stürmischen Zeiten als bewahrendes Element und in 
ruhigen Zeiten als initiativer Faktor wirkte“.

Dieser Botschaft ist das vorliegende Skriptum gewidmet, welches einen kurzen, 
prägnanten und sicherlich kursiven Überblick über die sozialpolitischen Errun-
genschaften seit 1945 gibt. Es ist somit festzuhalten, dass nur ein einheitlicher, 
überparteilicher Gewerkschaftsbund mit seinen Gewerkschaften, Betriebs- und 
Personalvertretungen, verbunden mit den Arbeiterkammern als gesetzliche Ver-
tretung der ArbeitnehmerInnen jene soziale und wirtschaftliche Sicherheit ge-
währleistet, die für die ArbeitnehmerInnen, aber auch für unser Land innerhalb 
der EU, eine Entwicklung in sozialem Frieden mit sozialer Sicherheit und steigen-
dem Einkommen ermöglicht.

Ergänzt wird die hier präsentierte sozialpolitische Chronik durch eine Reihe von 
Literaturhinweisen und Links, die es Interessierten möglich machen soll, die 
Entwicklung auf dem Gebiet der Sozialpolitik seit 1945 zu verfolgen. 

Klaus-Dieter Mulley           Sabine Lichtenberger                   Wien, im März 2015
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70 JAHRE ÖGB FÜR GERECHTIGKEIT

DIE SOZIALPOLITISCHEN ERRUNGENSCHAFTEN DES ÖGB 
1945-2015

12. Juni 1945
Rechtsüberleitungsgesetz als Grundlage  
des österreichischen Sozialrechts
Das Rechtsüberleitungsgesetz (StGBl. Nr. 
6/1945) bildet die Grundlage für die Neuge-
staltung des österreichischen Sozialrechts in 
der Zweiten Republik. Es bestimmt, dass „alle 
nach dem 13. März 1938 erlassenen Gesetze 
und Verordnungen sowie alle einzelnen Be-
stimmungen in solchen Rechtsvorschriften, 
die mit dem Bestand des freien und unab-
hängigen Österreich oder mit den Grundsätzen einer Demokratie unvereinbar 
sind, die dem Rechtsempfinden des österreichischen Volkes widersprechen oder 
typisches Gedankengut des Nationalsozialismus enthalten, aufgehoben werden“. 

7. August 1945
Gesetz über die Regelung der Arbeitsruhe an Feiertagen 
(Feiertagsruhegesetz)
Durch das Feiertagsruhegesetz (StGBl. Nr. 116/1945) werden als Feiertag erklärt: 
1. Jänner, Ostermontag, 1. Mai, Christi Himmelfahrt, Pfingstmontag, Fronleich-
nam, 15. August, 1. November, 25./26. Dezember. Für diese Feiertage ist die Ar-
beitsruhe vorgesehen und Entgelt zu leisten. 1965 wird auch der 26. Oktober 
unter ausdrücklicher Bezugnahme auf das Bundesverfassungsgesetz über die 
Neutralität Österreichs als Ausdruck des Willens zur Erhaltung der Unabhängig-
keit zum Nationalfeiertag erklärt; seit 1967 gilt für den Nationalfeiertag die 
Feiertagsruhe. 

###############
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20. Juli 1945
Wiedererrichtung der Kammern für Arbeiter  
und Angestellte (Arbeiterkammergesetz)
Die Arbeiterkammern werden als Instrumen-
te der wirtschaftlichen und sozialen Demo-
kratie wiedererrichtet (StGBl. Nr. 95/1945). 
Das Gesetz baut bis auf wenige Änderungen 
auf dem AK-Gesetz der Ersten Republik auf, 
erweitert jedoch den Leistungsumfang und 
den Wirkungskreis. Die von der Gewerk-
schaft der Land- und Forstarbeiter und von 
ÖGB-Präsident Johann Böhm gewünschte 
Vertretung der Land-und ForstarbeiterInnen konnte jedoch in der Folge durch 
Einspruch der Agrarier nur zum Teil durchgesetzt werden. Weiters werden die 
DienstnehmerInnen der freien Berufe sowie die HausgehilfInnen und Hausbe-
sorgerInnen einbezogen.

25. Juli 1946
Bundesgesetz über den Urlaub von Arbeitern  
(Arbeiterurlaubsgesetz)
Dem Arbeiterurlaubsgesetz (BGBl. Nr. 
173/1946) zufolge steht ArbeiterInnen nach 
einjähriger Dienstzeit, ein bezahlter Urlaub 
von 12 Arbeitstagen zu. Nach fünfjähriger 
Dienstzeit hat der/die ArbeiterIn Anspruch 
auf 18 Urlaubstage, nach 15jähriger Dienst-
zeit auf 24 Werktage. Für einzelne Berufe wie 
etwa in der Baubranche (Bauarbeiterurlaubs-
gesetz, BGBl. Nr. 81/1946) und für Hausgehilfinnen gibt es Sonderbestimmungen, 
darüber hinaus auch dort, wo Kollektivverträge vereinbart werden. Abgesehen von 
der Ausdehnung des Urlaubes bringt dieses Gesetz noch weitere Begünstigungen, 
etwa im Bereich der Berechnung des Urlaubsentgeltes und bei der Berechnung 
der Abfindung, wenn der/die ArbeiterIn nicht in den Genuss des Urlaubes gelangt. 

§1 AKG/1992

Gesetzesauftrag 

§ 1 Arbeiterkammergesetz 
 

Die Kammern für Arbeiter und Angestellte  
und die Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte 
sind berufen, die sozialen, wirtschaftlichen, 
beruflichen und kulturellen Interessen der 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen zu vertreten 
und zu fördern. 
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26. Februar 1947
Bundesgesetz über die Regelung von Arbeits-  
und Lohnbedingungen durch Kollektivverträge  
und Arbeitsordnungen (Kollektivvertragsgesetz)
Mit diesem Gesetz (BGBl. Nr. 76/1947) ist den ArbeitnehmerInnen ein wichtiges 
Instrument zur Durchsetzung von Kollektivverträgen, der Verbesserung der 
Satzungs möglichkeiten und ein weitgehender Schutz der Existenzbedingungen 
in die Hand gegeben worden. Es überantwortet die Regelung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen, die nach dem Kriegsende der Zentrallohnkommission beim 
Bundesministerium für soziale Verwaltung übertragen wurde, den gesetzlichen 
Interessenvertretungen und Berufsvereinigungen der ArbeitgeberInnen und Ar-
beitnehmerInnen. Das Gesetz beschreibt Wesen, Form und Inhalt der Kollektiv-
verträge und lehnt sich an die Bestimmungen des seinerzeitigen österreichi-
schen KV-Gesetzes (BGBl. Nr. 16/1920) an.

28. März 1947
Bundesgesetz über die Errichtung von Betriebsvertretungen 
(Betriebsrätegesetz)
Das Betriebsrätegesetz (BGBl. Nr. 97, 1947) 
verbessert unter Berücksichtigung der geän-
derten wirtschaftlichen und sozialpolitischen 
Verhältnisse das Betriebsrätegesetz vom Jah-
re 1919. Es gilt für Betriebe aller Art, ausge-
nommen sind nur Betriebe der Land- und 
Forstwirtschaft, Dienststellen der Hoheitsver-
waltung, öffentliche Unterrichts- und Erzie-
hungsanstalten und privaten Haushalte. BetriebsrätInnen sind in allen Betrieben 
zu wählen, in denen dauernd mindestens 20 ArbeitnehmerInnen beschäftigt sind. 
In Betrieben, die weniger als 20, aber dauernd mindestens fünf ArbeitnehmerIn-
nen beschäftigen, sind „Vertrauensmänner“ zu bestellen. Von besonderem sozial-
politischem Interesse ist der Kündigungsschutz, den das Betriebsrätegesetz so-
wohl dem Betriebsrat, als auch der oder dem von der Kündigung betroffenen Ar-
beitnehmerIn gegen eine sozial unbillige Kündigung zugesteht.

Auszug aus BGBl 97/1947
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12. Juni 1947
Bundesgesetz über die Überleitung  
zum österreichischen Sozialversicherungsrecht  
(Sozialversicherungs-Überleitungsgesetz)
Nach diesem Gesetz (BGBl. Nr. 142/1947) bleiben bis zur Neugestaltung des 
österreichischen Sozialversicherungsrechtes auf dem Gebiet der Sozialversi-
cherung die bisherigen Vorschriften nach dem Stand vom 9. April 1945 (mit 
den Änderungen und Ergänzungen, die sich aus den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes und aus sonstigen Bestimmungen des neuen österreichischen 
Rechtes ergeben), als vorläufiges österreichisches Gesetz in Geltung. 

3. Juli 1947
Bundesgesetz über die Arbeitsinspektion  
(Arbeitsinspektionsgesetz)
Nach der Niederlage des Faschismus 
1945 erfolgte schrittweise der Neuauf-
bau des österreichischen Sozialsystems, 
aber auch des ArbeitnehmerInnenschut-
zes. Das Arbeitsinspektionsgesetz löste 
1947 die unter der nationalsozialisti-
schen Herrschaft erlassenen Arbeitsauf-
sichtsvorschriften ab. 
Das Vorbild des Arbeitsinspektionsgeset-
zes (BGBl. 194/1947) ist das Gesetz über 
die Gewerbeinspektion aus dem Jahr 
1921. In dem neuen Gesetz wird die Zu-
sammenarbeit der Arbeitsinspektion mit den Trägern der Sozialversicherung 
besonders geregelt. Die Einhaltung der Bestimmungen zum Schutz des Le-
bens und der Gesundheit der ArbeitnehmerInnen über die Betriebshygiene 
und der Vorschriften zur Verhütung von Berufskrankheiten steht dabei im 
Vordergrund. 
Auch der Aufsicht über die Einhaltung der Schutzvorschriften für Jugendli-
che, Frauen und Kinder wird besonderes Augenmerk gewidmet. 
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21. April 1948
Bundesgesetz über die Herabsetzung der Altersgrenze für 
weibliche Versicherte und Witwen in der Rentenversicherung
Durch dieses Gesetz (BGBl. Nr. 80/1948) geht eine 
lang von den gewerkschaftlich organisierten Frauen 
geforderte Verbesserung in Erfüllung: Demnach wird 
weiblichen Versicherten die Altersinvalidenrente (in 
der Arbeiterversicherung) und das Ruhegeld (in der 
Angestelltenversicherung) nach Vollendung des 60. 
Lebensjahres gewährt. Vor Vollendung des 65. Le-
bensjahres gebühren jedoch die Renten nur dann, 
wenn die Anspruchsberechtigte weder einer an sich 
rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung, noch 
einer selbständigen Erwerbstätigkeit nachgeht. Auch 
für die Witwenrente aus der Invalidenversicherung 
wird die Altersgrenze auf das vollendete 60. Lebensjahr herabgesetzt. 

22. Juni 1949
Bundesgesetz betreffend die Arbeitslosenversicherung  
(Arbeitslosenversicherungsgesetz)
Das Arbeitslosenversicherungsgesetz (BGBl. Nr. 184/1949) löst mit Wirksam-
keitsbeginn vom 31. Oktober 1949 das oftmals novellierte und verlängerte 
Arbeitsfürsorgegesetz ab. Davor hatten die Arbeitslosen nur eine Fürsorge-
leistung erhalten, die neben der Arbeitslosigkeit auch die Gefährdung des 
 Lebensunterhaltes, also besondere Bedürftigkeit voraussetzte. Das neue Gesetz 
kehrt auch wieder zum Versicherungsprinzip zurück, das den Arbeits losen 
 einen Rechts anspruch auf die Arbeitslosenunterstützung gewährt. Arbeits-
losenver sicherungspflichtig sind demnach grundsätzlich alle Ar beit-
nehmerInnen, die der gesetzlichen Krankenversicherungspflicht unterliegen. 
Ausgenommen sind ArbeitnehmerInnen des Bundes, der Länder, der Gemein-
den und deren Unternehmungen, weibliche Hausgehilfen, LandarbeiterInnen, 
geringfügig beschäftigte Personen und die engsten Verwandten des Arbeitge-
bers. Neu einbezogen werden die Forstarbeiter, die Gutsangestellten sowie 
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bestimmte ArbeiterInnengruppen der Landwirtschaft und Lehrlinge im letzten 
Lehrjahr. Als Leistungen kommen Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Kranken-
versicherung Arbeitsloser, Kurzarbeiterunterstützung und Beihilfen der pro-
duktiven Arbeitslosenfürsorge in Betracht.

16. Dezember 1949
Bundesgesetz über die Einführung der Kinderbeihilfe  
(Kinderbeihilfengesetz)
Dieses Gesetz (BGBl. Nr. 31/1950/) stellt die 
bisher gewährte Ernährungsbeihilfe auf eine 
neue finanzielle Grundlage. Bis dahin wurde 
der Aufwand für die Ernährungsbeihilfe aus 
den allgemeinen Mitteln des Bundes ge-
deckt. Diese Deckung ist allerdings nur als 
Übergangsmaßnahme gedacht. Da die Not-
wendigkeit einer Beihilfengewährung aber 
weiterhin besteht, aber durch die ange-
spannte finanzielle Lage des Bundes nicht beibehalten werden konnte, müssen 
nunmehr die ArbeitgeberInnen den Aufwand durch einen Beitrag zum Kinder-
beihilfenfonds tragen. 

21. Juni 1950
Bundesgesetz betreffend Abänderung  
des Kinderbeihilfengesetzes
In dieser Novelle (BGBl. Nr. 135/1950) gelingt 
es, einige Verbesserungen im Leistungsrecht 
durch die Einbeziehung der bedürftigen Müt-
ter und die Anspruchsberechtigung für Kin-
der mit körperlichen und geistigen Gebre-
chen durchzusetzen. Bedürftige Mütter kön-
nen die Kinderbeihilfe behalten, wenn sie 
nach ihren Einkommens- und Vermögens-
verhältnissen als bedürftig anzusehen sind 
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und der ansonsten anspruchsberechtigte Kindesvater keine oder nur geringfügi-
ge Unterhaltsbeiträge leistet. Hinsichtlich der Kinder mit besonderen Bedürfnis-
sen bestimmt die Novelle, dass für diese die Kinderbeihilfe gewährt wird, wenn 
der Anspruchsberechtigte sie überwiegend zu erhalten hat und die Kinder weder 
über Einkünfte noch über ein erhebliches Vermögen verfügen, aus dem der Un-
terhalt bestritten werden kann, und wenn sie nicht in einer Betreuungseinrich-
tung untergebracht sind.

4. Juli 1951
Bundesgesetz betreffend die Erlassung  
von Mindestlohntarifen
Seit Inkrafttreten des Kollektivvertragsgesetzes wurde es als schmerzlich 
empfunden, dass für gewisse Berufsgruppen kein Kollektivvertrag abgeschlos-
sen werden konnte, da auf der Arbeitgeberseite die dafür erforderliche Be-
rufsvereinigung fehlte. Nach einer Forderung des Arbeiterkammertages wird 
durch dieses Gesetz (BGBl. Nr. 156/1951) den Einigungsämtern die Aufgabe 
übertragen, Mindestlohntarife auf Antrag einer kollektivvertragsfähigen Be-
rufsorganisation der ArbeitnehmerInnen festzusetzen. Die Rechtswirkungen 
der Mindestlohntarife sind dem Kollektivvertragswesen angeglichen. Sonder-
vereinbarungen sind nur dann gültig, soweit sie für die ArbeitnehmerInnen 
günstiger sind oder die Ansprüche betreffen, die nicht im Mindestlohntarif 
geregelt sind. 

21. September 1951
Bundesgesetz über Wohnungsbeihilfen  
(Wohnungsbeihilfengesetz)
Durch das Wohnungsbeihilfengesetz (BGBl. Nr. 
229/1951) wird dafür gesorgt, dass allen sozial 
Schutzbedürftigen – ArbeitnehmerInnen und 
Empfängern von Renten- und Unterstützungs-
leistungen – eine Wohnungsbeihilfe zum Miet-
zinsaufwand gewährt wird, die aus Mitteln der 
Arbeitgeber oder des Staates aufgebracht wird. 
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Damit wird das Recht auf ein menschenwürdiges Wohnen durch einen gesetz-
lichen Rechtsanspruch auf eine Beihilfe der ArbeitgeberInnen an die Ar beit-
nehmerInnen für den Wohnungsaufwand geschaffen.

Herbst 1952
Gründung des Verbandes für Sozialtourismus 
Durch die Gründung des Verbandes für Sozi-
altourismus werden die Bestrebungen des 
Bildungsreferates des ÖGB im Bereich des 
Urlaubs- und Ausflugswesens neu organi-
siert. In der zweiten Hälfte des Jahres findet 
in Wien im Großen Saal des Konzerthauses 
eine Vorbereitungskonferenz statt. Der Ver-
band organisiert in den folgenden Jahrzehn-
ten tausende Reisen für ArbeitnehmerInnen 
zu günstigen Preisen.

9. Juli 1953
Bundesgesetz die Einstellung und Beschäftigung  
von Jugendlichen (Jugendeinstellungsgesetz)
Dieses als Maßnahme zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit beschlossene Ge-
setz (BGBl. Nr. 140/1953) tritt am 31. Au-
gust 1953 in Kraft und ist bis 31. Dezember 
1954 befristet. Es verpflichtet die Dienstge-
berInnen, auf die ersten fünf und auf je 
weitere 15 erwachsene DienstnehmerIn-
nen (ab 300 Beschäftigte auf je 25 Dienst-
nehmerInnen) zusätzlich je einen Jugendlichen einzustellen. Von der Einstel-
lungspflicht sind die Bundesbahnen, die Post- und Telegraphenanstalten so-
wie öffentlich-rechtliche Körperschaften und Vereine ausgenommen. Nicht 
alle Forderungen von ÖGB und der Arbeiterkammer können berücksichtigt 
werden: so etwa wird die Aufnahme einer Bestimmung gefordert, wonach die 
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Einstellung von Jugendlichen nicht zur Entlassung erwachsener Dienstneh-
merInnen führen darf. Auch über weitere Maßnahmen Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit, etwa der Gewährung von Prämien an „Lehrherren“, die 
Jugendliche einstellen oder die Einführung eines neunten Schuljahres kann 
keine Einigung erzielt werden.

10. März 1954
Bundesgesetz über die Heimarbeit (Heimarbeitsgesetz)
Das Kernstück des Gesetzes (BGBl. Nr. 66/1954) bilden die Bestimmungen über 
den Entgeltschutz. Das tiefe Niveau der Löhne in der Heimarbeit ist bekanntlich 
seit jeher ein von den Arbeiterkammern und Gewerkschaften immer wieder auf-
gezeigter Missstand. Nunmehr können die im neuen Gesetz vorgeschriebenen 
Heimarbeitskommissionen Tarife zur Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingun-
gen dieser DienstnehmerInnen erlassen. Besondere Bedeutung wurde den durch 
die Heimarbeitskommissionen einzusetzenden Ausschüssen beigemessen, die 
die Richtigkeit von Entgeltsberechnungen überprüfen können. Mit diesem Ge-
setz werden Heimarbeiterinnen vor Willkür und Ausbeutung geschützt und 
hinsichtlich der Entlohnung und der sozialen Rechte den „BetriebsarbeiterInnen“ 
gleichgestellt.

9. September 1955
Bundesgesetz über die Allgemeine Sozialversicherung  
(Allgemeines Sozialversicherungsgesetz) 
Zehn Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und nach der Gründung 
der Zweiten Republik gelingt auf Drängen von ÖGB und AK die Kodifikation 
des österreichischen Sozialversiche-
rungsrechtes. In einer Sondersitzung des 
Parlaments am 9. September 1955 wird 
das ASVG (BGBl. Nr. 189/1955) beschlos-
sen und tritt am 1. Jänner 1956 in Kraft. 
Es fasst die zahlreichen unübersichtli-
chen Bestimmungen über die Kranken-, 
Unfall- und Pensionsversicherung zu-
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sammen und verbessert das leistungsgerecht. Eine Vielzahl von in den fol-
genden Jahren beschlossenen Novellen begleitet die Entwicklung zum mo-
dernen, vorbildlichen Sozialstaat. 

18. Juli 1956
Bundesgesetz über die Sicherung des Arbeitsplatzes  
(Arbeitsplatzsicherungsgesetz)
Das Arbeitsplatzsicherungsgesetz (BGBl. Nr. 
154/1956) trifft Vorsorge, dass Wehrpflichtigen, 
die bei Antritt des Präsenzdienstes in einem 
Dienstverhältnis stehen, durch die Ableistung des 
Wehrdienstes keine arbeitsrechtlichen Nachteile 
erleiden. Es legt fest, dass zwar die Rechte und 
Pflichten aus dem Dienstverhältnis während der 
Dauer des Präsenzdienstes ruhen, der Bestand 
des Dienstverhältnisses jedoch durch die Einrü-
ckung nicht berührt wird. Es sieht auch vor, dass 
Kündigungen und Entlassungen von der Zustel-
lung des Einberufungsbefehles an bis zum Ablauf 
eines Monats nach Ende des Präsenzdienstes grundsätzlich nur mit der vorhe-
rigen Zustimmung des Einigungsamtes rechtswirksam ausgesprochen werden 
können. Weiters enthält das Gesetz Bestimmungen darüber, welche Auswirkun-
gen die Ableistung des Wehrdienstes auf den Urlaubsanspruch sowie auf sons-
tige arbeitsrechtliche Ansprüche des Dienstnehmers (z.B. Weihnachtsremune-
ration, Urlaubszuschuss und Abfertigung) hat.

13. März 1957
Bundesgesetz über den Mutterschutz (Mutterschutzgesetz)
Bereits in der Ersten Republik erhielten Frauen nach der Niederkunft ein Kranken-
geld und für die Zeit von sechs Wochen nach der Entbindung besteht ein Arbeits-
verbot. Die Nationalsozialisten verbesserten das Gesetz nur für „arische“ Mütter. 
Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges wurde auf der Internationalen Arbeits-
konferenz von Washington ein Übereinkommen über den Schutz der Frauen vor 



20

und nach der Niederkunft beschlossen. In den Jah-
ren 1952 und 1953 forderten ÖGB und AK die 
Verbesserung der bis dahin gültigen Regelungen. 
Das am 13. März 1957 beschlossene und am 1. Mai 
1957 in Kraft getretene Mutterschutzgesetz über-
nimmt zum Teil geltendes Recht, berücksichtigt 
aber auch das Übereinkommen Nr. 103 über den 
Mutterschutz sowie die sozialpolitischen Ände-
rungen nach dem Ende des Nationalsozialismus. 
Wesentliche Änderungen sind u.a. die Ausdehnung 
des Geltungsbereiches auf in privaten Haushalten 
als Dienstnehmerinnen beschäftigen Frauen, der 
Wegfall der Diskriminierung von Ausländerinnen gegenüber Österreicherinnen, 
Verstärkung des Kündigungs- und Entlassungsschutzes und Bereitstellung eines 
anschließenden Karenzurlaubes für Dienstnehmerinnen.

1. Februar 1959
Generalkollektivvertrag zur Einführung  
der 45-Stunden-Woche tritt in Kraft
Dieses sozialpolitische Ereignis gehört zweifelsohne 
zu den bedeutendsten, die in der Zweiten Republik 
durchgesetzt werden können. Bemerkenswert ist bei 
dieser Maßnahme, dass sie nicht durch ein Gesetz 
erfolgt, sondern auf einer Vereinbarung der Sozial-
partner in Form eines Industrie und Gewerbe umfas-
senden Kollektivvertrages. Durch den weitgesteckten 
Geltungsbereich übt dieser eine nachhaltige Fernwir-
kung aus, von der eine Reihe weiterer Sparten nach-
haltig profitiert. Es wird bestimmt, dass die wöchent-
liche Normalarbeitszeit künftig 45 Stunden nicht 
überschreiten darf und bestehende Normalarbeits-
zeiten auf dieses Ausmaß zu verkürzen sind. Die Überstundenbezahlung, soweit 
sie sich über 48 Stunden erstreckt, bleibt unverändert. Es wird auch festgelegt, 
dass für die ersten drei Überstunden in der Arbeitswoche, also in der Regel die 



21

von der 45. bis zur 48. Stunde geleistete Arbeitszeit, nur ein 25prozentiger Zu-
schlag zu vergüten ist. Soweit die Arbeitszeit bereits weniger als 45 Stunden in 
der Woche beträgt, bleiben die bisher gültigen Vereinbarungen über die Über-
stundenvergütung aufrecht. 

28. November 1960
Bundesgesetz mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz 
und das Kinderbeihilfengesetz neuerlich verändert werden
Mit dem am 28. November 1960 (BGBl. Nr. 239/1960) beschlossenen Gesetz 
kommt es zu einer Verbesserung der Bestimmungen des Familienlastenausgleich-
gesetzes durch Einführung einer Mütter- und Säuglingsbeihilfe sowie einer 14. 
Kinder- und Familienbeihilfe. Die Säuglingsbeihilfe gebührt allen Müttern nach 
Vollendung des ersten und des sechsten Lebensmonates des Kindes. Die Mütter-
beihilfe gebührt allen Personen, die anspruchs- oder bezugsberechtigt Familien-
beihilfen sind. Für DienstnehmerInnen erfolgt die Auszahlung gleichzeitig mit der 
Auszahlung der Kinderbeihilfe durch die DienstgeberInnen. Die 14. Kinderbeihilfe 
gebührt in vollem Umfang ab 1961. 

28. November 1960
Bundesgesetz mit dem das Mutterschutzgesetzes  
(BGBl. 1957/Nr. 76) abgeändert wird
Mit der Novelle zum Mutterschutzgesetz 
(BGBl. Nr. 240/1960) wird der Karenzurlaub 
der berufstätigen Frau, der bisher höchstens 
sechs Monate dauert, auf das Ausmaß von 
insgesamt einem Jahr nach der Entbindung 
erhöht. Dieses Jahr schließt die Zeit der 
Schutzfrist nach der Geburt und einen even-
tuell unmittelbar nach der Wochenhilfe ein-
getretenen Krankenstand mit ein. Der Ar-
beitsplatz bleibt der Mutter bis nach Ablauf von vier Wochen nach Ende des 
Karenzurlaubes gesichert. Der Urlaub fällt nur in jenem aliquoten Ausmaß an, 
wie er der Zeit entspricht, die außerhalb des Karenzurlaubes liegt.
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22. November 1961
Bundesgesetz über Leistungsansprüche und Anwartschaften 
in der Pensions(Renten)versicherung 
Dieses Gesetz (BGBl. Nr. 290/1961) trifft eine Regelung bezüglich der Über-
nahme gewisser ausländischer Ansprüche aus Renten- und Unfallversiche-
rungen sowie die Übernahme bestimmter im Ausland zurückgelegter Be-
schäftigungs- und Dienstzeiten in die österreichische Versicherung. 
Es werden Rentenansprüche und Versicherungszeiten, die im Ausland bis 
zum 31. Dezember 1946 erworben wurden, in die österreichische Versiche-
rung übernommen, wenn die Ansprüche in Gebieten erworben wurden, die 
am 31. Dezember 1937 zum Territorium der nachstehenden Staaten gehört 
haben: Albanien, Bulgarien, Ostdeutschland, Estland, Jugoslawien, Lettland, 
Litauen, Polen, Rumänien, Tschechoslowakei, Ungarn und die Union der 
sozialistischen Sowjetrepubliken, sowie der Südtiroler und Kanaltaler Um-
siedler.

23. Juli 1962
Bundesgesetz über die Regelung des Dienstverhältnisses  
der Hausgehilfen und Hausangestellten (Hausgehilfen-  
und Hausangestelltengesetz)
Einer seit langem von den ArbeitnehmerInnenvertretungen immer wieder 
erhobenen Forderung, das aus dem Jahr 1920 stammende Dienstrecht der 
Hausgehilfen dem Stand der sozialen Gesetzgebung anzupassen, wird durch 
die Verabschiedung des Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz (BGBl. 
235/1962) entsprochen. 
Es bringt, obwohl nicht alle Forderungen von ÖGB, Gewerkschaften und AK 
berücksichtigt werden, doch wichtige Verbesserungen für die Hausgehilfin-
nen und Hausangestellten mit sich. Es legt die Arbeitszeit fest und stellt 
deren Einhaltung durch Strafbestimmungen sicher. An Stelle des bisher an 
jedem zweiten Sonntag zu gewährenden freien Nachmittags tritt ein freies 
Wochenende, welches von Arbeitsschluss am Samstag bis zum Arbeitsbe-
ginn am Montag zu dauern hat. Für die Arbeit an Feiertagen gebührt den 
Hausgehilfen und -angestellten sowie den übrigen ArbeitnehmerInnen eine 
besondere Vergütung. 
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Nicht berücksichtigt werden konnte der Wunsch der ArbeitnehmerInnenvertre-
tungen, den Arbeitsinspektoraten die Aufsicht über die Einhaltung der Schutz-
vorschriften des Hausgehilfengesetzes zu übertragen. 

18. November 1963
Konstituierende Sitzung des Beirates für Wirtschafts-  
und Sozialfragen 
Der vom ÖGB, dem Arbeiterkammertag, der Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft und der Präsi-
dentenkonferenz der Landwirtschaftskammern er-
richtete Beirat soll Vorschläge für eine bessere Koor-
dinierung wirtschafts- und sozialpolitischer Maß-
nahmen ausarbeiten. Es handelt sich dabei um, nach 
den 1957 durch das Raab-Böhm-Abkommen ins Le-
ben gerufenen Preisunterausschuss und dem 1962 
durch das Raab-Olah Abkommen geschaffenen 
Lohnausschuss, dritten Unterausschuss der paritäti-
schen Kommission für Lohn- und Preisfragen. 
Als Aufgabengebiet wurde festgelegt: Erstellung von Grundlagen für die Be-
urteilung des zu erwartenden wirtschaftlichen Wachstums und Vornahme 
von Untersuchungen, die zu einem längerfristigen Budgetkonzept führen. 
Aufgabe des Beirates ist die wissenschaftliche Politikberatung im Interesse der 
ArbeitnehmerInnen. Der Beirat wird zum „Herzstück der Sozialpartnerschaft“ 
(Anton Pelinka).

18. November 1964
Verlängerung des Mindesturlaubes  
durch Generalkollektivvertrag auf drei Wochen
Nach langwierigen Verhandlungen kann vom ÖGB und der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft ein Vertrag über die Verlängerung des Mindesturlau-
bes für Arbeiter und Angestellte unterzeichnet werden. Dieser Kollektivvertrag 
sieht vor, dass ab 1. Jänner 1965 jene ArbeitnehmerInnen, die in den Jahren 
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1964, 1965 und 1966 neu eintreten, im ersten Dienstjahr einen Urlaub von 15 
Werktagen erhalten. Für alle bereits länger in einem Dienstverhältnis stehen-
den ArbeitnehmerInnen bzw. ab dem zweiten Dienstjahr gebührt jedoch ein 
Urlaub von 18 Werktagen (drei Wochen). Nach dem 1. Jänner 1967 betragen 
alle Urlaube mindestens drei Wochen. Nach 25 Jahren Dienstzugehörigkeit 
wird der Höchsturlaub von ArbeiterInnen von 24 Werktagen (vier Wochen), auf 
30 Werktage (fünf Wochen) erhöht. 

28. April 1965
Bundesgesetz über die Anpassung der Pensionen  
(Pensionsanpassungsgesetz)
Das Kernstück des Pensionsanpassungs-
gesetzes (BGBl. Nr. 96/1965) ist die 
Schaffung der Pensionsdynamik, d. h. die 
Geldleistungen aus der Unfall- und Pen-
sionsversicherung sollen regelmäßig den 
geänderten wirtschaftlichen Verhältnis-
sen angepasst und damit die Werterhal-
tung der Geldleistungen aus der Sozial-
versicherung gesichert werden. Die Renten und Pensionen werden in Zukunft 
erhöht, aber nicht mehr aufgrund von monatelangen Parteienverhandlungen 
und der jeweiligen budgetären Möglichkeiten, sondern Jahr für Jahr entspre-
chend der Lohn- und Gehaltsentwicklung für im Erwerbsleben stehende Arbei-
terInnen und Angestellte. Diese laufende Anpassung der Pensionen an die wirt-
schaftlichen Verhältnisse stellte einen wesentlichen Fortschritt im Kampf um 
den Ausbau der Sozialen Sicherheit dar. 

31. März 1965
Bundesgesetz über die Beschränkung der Schadenersatz-
pflicht der Dienstnehmer (Dienstnehmerhaftpflichtgesetz) 
Dieses Gesetz räumt den Gerichten unter anderem die in rechtspolitischer Hin-
sicht sehr bedeutsame Möglichkeit ein, die DienstnehmerInnen ganz oder teil-
weise von einer Ersatzpflicht zu entheben. Auf diese Weise können soziale Här-
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ten, die sich bis dahin aus der Schadenshaftung ergeben konnten, vermieden 
oder wenigstens gemildert werden.

14. Juli 1966
Bundesgesetz mit dem das Allgemeine Sozialversicherungs-
gesetz abgeändert wird (18. Novelle zum ASVG) 
Durch das am 14. Juli vom Nationalrat beschlossene Gewerbliche Selbständigen-
Krankenversicherungsgesetz werden Anpassungen der Bestimmungen an das 
ASVG (BGBl. Nr. 168/1966) notwendig: so etwa wird nunmehr Anstaltspflege ohne 
zeitliche Begrenzung im Rahmen des Krankenbehandlung gewährt. Das Ruhen der 
Pension wird auf den Zeitraum des Krankengeldanspruches begrenzt, so dass die 
Pension auch dann ausbezahlt wird, wenn der Krankengeldanspruch erschöpft ist, 
die Pflege in der Anstalt jedoch weiterhin in Anspruch genommen wird. 

10. März 1967
Bundesgesetz über die Personalvertretung bei den Dienst-
stellen des Bundes (Bundes-Personalvertretungsgesetz)
Mit dem Bundesgesetz (BGBl. Nr. 133/1967) über die Personalvertretung für 
Dienststellen des Bundes (B-PVG) kommt das 42 Jahre hindurch geforderte Ge-
setz über die Personalvertretungen der öffentlich Bediensteten zustande. Damit 
kann eine große Lücke in der österreichischen Rechtsordnung geschlossen wer-
den, da durch das B-PVG nun auch die DienstnehmerInnen des Bundes (ausge-
nommen die Bediensteten der Österreichischen Bundesbahnen, der Post und die 
Richter) sowie die Landeslehrer ihre Rechte auf gesetzlicher Basis haben.

31. Mai 1967
Bundesgesetz über die Kranken- und Unfallversicherung 
öffentlich Bediensteter (Beamten-Kranken- und Unfall-
versicherungsgesetz)
Das Beamten-, Kranken- und Unfallversicherungsgesetz (BGBl. Nr. 200/1967) 
bringt durch Einrichtung einer Unfallversicherung für die öffentlich Bedienste-
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ten wichtige soziale Verbesserungen, denn 
bisher gab es – mit Ausnahme der Bundes-
bahnbeamten, welche nach den Bestim-
mungen des ASVG teilversichert sind – in 
Österreich keine Beamten-Unfallversiche-
rung. Erlitten Beamtinnen oder Beamte ei-
nen Dienstunfall, so hatten diese bei Dienst-
unfähigkeit nur Anspruch auf einen verbes-
serten Ruhegenuss. Durch die neue Unfall-
versicherung genießen Beamtinnen und Beamten nun im Wesentlichen den 
gleichen Schutz vor den Folgen eines Unfalls wie ASVG-Versicherte. 

28. Juni 1967
Bundesgesetz über den österreichischen Nationalfeiertag
Nachdem der 26. Oktober im Jahr 1965 unter ausdrücklicher Bezugnahme auf 
das Bundesverfassungsgesetz über die Neutralität Österreichs als Ausdruck 
des Willens zur Erhaltung der Unabhängigkeit zum Nationalfeiertag erklärt 
wurde, wird dieser Tag wird nun per Bundesgesetz (BGBl. Nr. 263/1967) als 
arbeitsfrei erklärt (über die arbeitsrechtliche Behandlung des Nationalfeierta-
ges finden in den kommenden Jahren noch Verhandlungen statt). 
1966 wird der Nationalfeiertag durch eine Sonderregelung freigestellt. Damit 
wird der Ruhetag den nach dem Feiertagsruhegesetz bestehenden Feiertagen 
gleichgestellt. Diese Gleichstellung erfordert auch eine Abänderung sowohl 
des Feiertagsruhegesetzes als auch des Landarbeitsgesetzes, die ebenfalls am 
28. Juni erfolgt.

1. Jänner 1968
Bundesgesetz betreffend den Familienlastenausgleich durch 
Beihilfen (Familienlastenausgleichsgesetz)
Das am 24. Oktober 1967 beschlossene Familienlastenausgleichsgesetz bringt 
auf dem Gebiet der Kinder- und Familienbeihilfen einige Verbesserungen mit 
sich. Ab 1. Jänner 1968 werden die Kinderbeihilfen für das erste und zweite Kind 
um je 20 Schilling und ab dem dritten Kind um je 30 Schilling erhöht. 

Sozialministerin Grete Rehor, 1966–1970
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1. Jänner 1969
Bundesgesetz betreffend die Arbeitsmarktförderung  
(Arbeitsmarktförderungsgesetz) tritt in Kraft
Das Arbeitsmarktförderungsgesetz (AMFG) wird  am 12. Dezember 1968 (BGBl. 
Nr. 31/1960) beschlossen. Das Gesetz behandelt die Dienststellen der Arbeits-
marktverwaltung, die Vermittlung von Lehrstellen und Ausbildungsplätzen, die 
Arbeitsvermittlung und Lehrstellenvermittlung. Diese Maßnahmen sehen eine 
Mitwirkung der VertreterInnen der ArbeitnehmerInnen und der ArbeitgeberIn-
nenvertretung bei der Förderung von Beihilfen vor. Das Gesetz entspricht aber 
nur teilweise den Forderungen des ÖGB. ÖGB und AK kritisieren, dass die vor-
gesehenen Mittel, gemessen an den großen Herausforderungen, die von der 
Arbeitsmarktförderung bewältigt werden sollen, nur sehr bescheiden sind. 

26. März 1969
Bundesgesetz über die Berufsausbildung von Lehrlingen 
(Berufsausbildungsgesetz)
Die Erreichung und Sicherung von Vollbe-
schäftigung und der Schutz vor Arbeitslosig-
keit gehören zu den zentralen Forderungen 
des ÖGB, die auf allen Bundeskongressen ver-
treten werden. Durch die am 26. März erfolg-
te Verabschiedung des Berufsausbildungsge-
setzes (BGBl. Nr. 142/1969) wird einer lang-
jährigen Forderung des ÖGB nach einer ge-
setzlichen Neuregelung ein erster Erfolg beschieden. Das Gesetz enthält Verord-
nungsermächtigungen des BM für Handel, Gewerbe und Industrie zur Erlassung 
einer Lehrberufeliste, welche die Aufzählung der Lehrberufe, die Dauer der Lehrzeit, 
die verwandten Lehrberufe sowie die Erlassung von Ausbildungsvorschriften und 
Prüfungsordnungen für die Lehrabschlussprüfungen beinhaltet. Das Gesetz ent-
hält Bestimmungen über die Pflichten der „Lehrherren“ und des Lehrlings, über 
Dauer und Beendigung des Lehrverhältnisses, die Lehrabschlussprüfungen und 
über die Zusammensetzung des Berufsausbildungsbeirates, in dem sowohl Arbeit-
nehmerInnen als auch Arbeitgeber/-organisationen vertreten sind. 
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26. September 1969
Generalkollektivvertrag über die schrittweise Einführung  
der 40-Stunden-Woche 
Der ÖGB und die Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft unterzeich-
nen nach einem Volksbegehren zur 
Einführung der 40-Stunden Woche 
den Generalkollektivvertrag betref-
fend die etappenweise Einführung  
der 40-Stunden-Woche in Österreich. 
Das Verhandlungskomitee der So-
zialpartner einigt sich auf die etappen-
weise Einführung der 40-Stunden-Woche: ab 1. Jänner 1970 43 und ab  
1. Jänner 1975 40 Arbeitsstunden pro Woche.

11. Dezember 1969
Bundesgesetz über die Regelung der Arbeitszeit  
(Arbeitszeitgesetz)
Am 11. Dezember 1969 wird das Bundesgesetz (BGBl. Nr. 461, 1969) über die 
Regelung der Arbeitszeit, das die etappenweise Arbeitszeitverkürzung des Gene-
ralkollektivvertrages auch gesetzlich verankert, beschlossen. Damit wird einer 
schon seit vielen Jahren erhobenen Forderung der österreichischen Gewerk-
schaften nach einer einheitlichen gesetzlichen Regelung der Arbeitszeit ent-
sprochen. Der Generalkollektivvertrag und das ebenfalls beschlossene Arbeits-
zeitgesetz verdienen es, als Meilensteine der sozialen Entwicklung in Österreich 
angesehen zu werden.

8. Juni 1971
Bundesgesetz über die Gewährung von Schulbeihilfen  
und Heimbeihilfen (Schülerbeihilfengesetz)
Nach dem Schülerbeihilfengesetz (BGBl. Nr. 253/1971) haben SchülerInnen der 
mittleren und höheren Schulen Österreichs ab dem 15. Lebensjahr einen 
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Rechtsanspruch auf die Gewährung eines Stipendiums und Fahrtkostenzu-
schusses - auch auf den Ersatz von Internatskosten, wenn die sozialen Verhält-
nisse dies erforderlich machen und wenn ein entsprechender Studienfortgang 
gewährleistet wird. 

9. Juli 1972
Bundesgesetz über betriebliche Jugendvertretungen  
(Jungendvertrauensrätegesetz)
Bereits 1946 forderte die Österreichische 
Gewerkschaftsjugend (ÖGJ), dass Bestim-
mungen über Jugendvertrauensräte be-
schlossen werden sollen. 1948 sollten diese 
Bestimmungen im Kinder- und Jugendbe-
schäftigungsgesetz verankert werden, doch 
scheiterte dieses Anliegen am Widerstand 
der Arbeitgeberseite. Im Frühjahr 1971 wur-
de nach Beratungen im Jugendvorstand und in der Jugendleitung der ÖGJ ein 
Entwurf zu einem Jugendvertrauensrätegesetz erarbeitet und dem Bundesmi-
nisterium für soziale Verwaltung übermittelt. Um eine raschere Realisierung des 
Jugendvertrauensrätegesetzes durchzusetzen, sammelten FunktionärInnen der 
ÖGJ Unterschriften von KollegInnen für das Jugendvertrauensrätegesetz und 
starten eine großangelegte Kampagne. Nach intensiven Verhandlungen im Par-
lament wird das Jugendvertrauensrätegesetz schließlich am 9. Juli (BGBL. 1972, 
Nr. 287) beschlossen. 

30. Mai 1972
Bundesgesetz über den Schutz des Lebens,  
der Gesundheit und der Sittlichkeit der Arbeitnehmer  
(Arbeitnehmerschutzgesetz)
Durch die am 30. Mai 1972 erfolgte Verabschiedung des Arbeitnehmerschutzge-
setzes (BGBl. Nr. 234/1972 wird einer seit langem erhobenen Forderung des ÖGB 
und der AK nach einer den modernen Standards Neuregelung des Arbeitneh-
merInnenschutzes entsprochen. Das Gesetz ist in fünf Abschnitte gegliedert: Der 
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erste Abschnitt enthält allgemeine Bestimmungen über den Geltungsbereich und 
die Vorsorge für den Schutz der ArbeitnehmerInnen; der zweite Abschnitt enthält 
Anforderungen und Maßnahmen zum Schutz der ArbeitnehmerInnen wie zum 
Beispiel ärztliche Untersuchung auf die gesundheitliche Eignung der Arbeitneh-
merInnen für eine Beschäftigung, die Verwendung weiblicher, jugendlicher und 
besonders schutzbedürftiger ArbeitnehmerInnen, Schutzausrüstung usw. Der 
dritte Abschnitt enthält Bestimmungen über die Durchführung des Arbeitneh-
merInnenschutzes in den Betrieben. Um den Dienstgeber bei der Durchführung 
der Vorsorge für den Schutz der ArbeitnehmerInnen zu unterstützen, sind in Be-
trieben ab einer bestimmten Anzahl von Beschäftigten Sicherheitsvertrauensper-
sonen zu bestellen: in größeren Betrieben sind sicherheitstechnische und be-
triebsärztliche Dienste einzurichten. Weiters beinhaltet das Gesetz die Einrichtung 
einer ArbeitnehmerInnenschutzkommission und diverse Strafbestimmungen. 

14. Dezember 1973
Bundesgesetz betreffend die Arbeitsverfassung  
(Arbeitsverfassungsgesetz)
Die Kodifikation des Arbeitsrechtes, d. h. die 
Zusammenführung, Vereinheitlichung und 
Reform der kollektiv- und individualar-
beitsrechtlichen Normen in ein Gesetz ist 
seit der Gründung des ÖGB im Jahr 1945 
eine zentrale Forderung. Sie wurde insbe-
sondere in einen Forderungskatalog des 2. 
Bundeskongresses des ÖGB aufgenommen. Nach langwierigen Verhandlungen 
kommissioneller Beratung und Vorschlägen der ArbeitsrechtsexpertInnen von 
ÖGB und AK kann dieses „Grundgesetz der Arbeit“  (BGBl. Nr. 22/1973) beschlos-
sen werden. Die 170 Paragraphen werden vier bisherige Gesetze ersetzen, das 
Betriebsrätegesetz, das Kollektivvertragsgesetz, das Mindestlohntarifgesetz und 
das Jugendvertrauensrätegesetz. Die neue Arbeitsverfassung bringt durch die 
Erweiterung der Mitbestimmung einen großen sozialpolitischen Fortschritt mit 
sich. Das Inkrafttreten wird mit 1. Juli 1974 festgelegt. Seit dem Inkrafttreten ist 
das Gesetz immer wieder an die aktuellen arbeitsrechtlichen Erfordernisse, die 
sich durch Veränderungen in der Arbeitswelt ergeben haben, angepasst worden.
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26. Juni 1974
Bundesgesetz über die Fortzahlung des Entgelts bei Arbeits-
verhinderung durch Krankheit (Unglücksfall), Arbeitsunfall 
oder Berufskrankheit (Entgeltfortzahlungsgesetz) 
Ein weiterer Erfolg bei der seit Jahren geforder-
ten Kodifikation des Arbeitsrechtes ist das Ge-
setz über die Fortzahlung des Entgelts bei Ar-
beitsverhinderung durch Krankheit (Unglücks-
fall), Arbeitsunfall oder Berufskrankheit (BGBl. 
Nr. 399/1974). Das Gesetz gilt grundsätzlich für 
alle ArbeitnehmerInnen, deren Arbeitsverhältnis 
auf einem privatrechtlichen Vertrag beruht. Ausgenommen sind bestimmte 
Gruppen von ArbeitnehmerInnen, für die es bereits Sondergesetze gibt. Dem-
nach haben ArbeitnehmerInnen Anspruch auf das volle Entgelt bis zur Dauer 
von vier Wochen vorausgesetzt, dass ihr Arbeitsverhältnis bereits 14 Tage ge-
dauert hat.

1. Jänner 1975
Die 40-Stunden-Woche tritt in Kraft 
Eine der wichtigsten Maßnahmen zur Er-
haltung der Vollbeschäftigung ist die Ein-
führung der Vierzigstundenwoche mit 
Anfang 1975, zu welchem der ÖGB und 
mit ihm die Arbeiterkammern entschei-
dend beigetragen haben. Dieses Datum ist 
schon mehrere Jahre im vornhinein fest-
gelegt worden, doch hatten sich die Un-
ternehmerorganisationen im Herbst 1974 sehr intensiv um eine Verschiebung 
des Termins bemüht. Der ÖGB und mit ihm die Bundesregierung vertreten den 
Standpunkt, dass durch eine Arbeitszeitverkürzung Arbeitsplätze nicht gefähr-
det, sondern vielmehr gesichert werden. Damit tritt die letzte Etappe der Ar-
beitszeitverkürzung, die auf dem Volksbegehren und dem anschließenden Gene-
ralkollektivvertrag aus dem Jahr 1969 beruht, in Kraft.
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1. Juli 1975
Bundesgesetz über die Neuordnung der persönlichen  
Rechtswirkungen der Ehe und weitere Reformen des  
Familienrechtes 1975-1978
Das Bundesgesetz (BGBl. Nr. 412/1975) über die Neuordnung der persönlichen 
Rechtswirkungen der Ehe bringt die rechtliche Gleichstellung der Frau in der 
Ehe. Damit wird das bis dato rechtlich gültige patriarchalische Ehemodell durch 
ein zeitgemäßes Ehemodell ersetzt. Nach dem Allgemeinen Bürgerlichen Ge-
setzbuch Österreichs aus dem Jahr 1811 ist die Familie eine Rechtsform, die sich 
an das Vermögen und die Erwerbstätigkeit des Mannes anlehnt, die Frau ist für 
die Reproduktionsarbeit zuständig. Die Neuordnung der persönlichen Recht-
wirkungen der Ehe geht vom Grundsatz aus, dass Mann und Frau in der Ehe 
gleiche Rechte und Pflichten haben. Seither ist auch die Berufstätigkeit verhei-
rateter Frauen nicht mehr an die Zustimmung des Mannes gebunden. Daneben 
kommt es im Rahmen der Familienrechtsreform auch zu Änderungen des ehe-
lichen Güter- und Erbschaftsrechts, des Kindschaftsrechts sowie des Schei-
dungsrechts. 

7. Juli 1976
Bundesgesetz betreffend die Vereinheitlichung des Urlaubs-
rechtes und die Einführung einer Pflegefreistellung
Mit dem Gesetz betreffend die Vereinheitli-
chung des Urlaubsrechtes und die Einfüh-
rung des einwöchigen Pflegeurlaubes (BGBl. 
Nr. 390/1976) wird ein weiterer Schritt zur 
Vereinheitlichung des Arbeitsrechtes für den 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft ge-
schaffen. Neben einer deutlichen Verbesse-
rung der bisherigen urlaubsrechtlichen Bestimmungen wird auch eine weitge-
hende Vereinheitlichung und Angleichung der Rechtsstellung der Arbeitneh-
merInnen gefunden. Ab Jänner 1. Jänner 1977 beträgt der Mindesturlaub vier 
Wochen und ab 20 Dienstjahren fünf Wochen. Mit dem Urlaubsgesetz (gültig ab 
1. Jänner 1977) wird eine lange Forderung des ÖGB erfüllt, und es wird die 
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schrittweise Erweiterung des Urlaubsanspruchs auf fünf Wochen eingeleitet. 
Der zweite Abschnitt dieses Gesetzes regelt die Pflegefreistellung. Der Geltungs-
bereich dieses Abschnittes erstreckt sich auch auf die BauarbeiterInnen und 
SchauspielerInnen. Es hat nun jeder/jede ArbeitnehmerIn Anspruch auf Fortzah-
lung des Entgelts bis zum Höchstmaß seiner wöchentlichen Arbeitszeit inner-
halb eines Arbeitsjahres wegen der notwendigen Pflege eines im gemeinsamen 
Haushalt lebenden erkrankten nahen Angehörigen.

2. Juni 1977
Bundesgesetz über die Sicherung von Arbeitnehmer- 
ansprüchen im Falle der Insolvenz des Arbeitgebers  
(Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz)
Der Schutz der ArbeitnehmerInnen bei Insolvenz eines Unternehmens ist dem 
ÖGB ein besonderes Anliegen. Durch das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz 
(BGBl. Nr. 324/1977) gebührt den ArbeitnehmerInnen eine Leistung (sogenann-
tes Insolvenzausfallsgeld) in Höhe ihrer aus dem Arbeitsverhältnis zustehenden 
Forderung. Für die Finanzierung des Insolvenzausfallsgeldes wird ein Fonds ge-
gründet, der durch einen Zuschlag zum Arbeitslosenversicherungsgeld gespeist 
wird. Diesen Zuschlag muss der Arbeitgeber leisten. Der Fonds wird beim Bun-
desministerium für soziale Verwaltung eingerichtet und besitzt Rechtspersön-
lichkeit. Durch die Beschlussfassung dieses Gesetzes, das am 1. Jänner 1977 in 
Kraft tritt, ist es der Gewerkschaftsbewegung gelungen, einen bedeutenden 
Beitrag für die soziale Sicherheit der ArbeitnehmerInnen im Rahmen der öster-
reichischen Rechtsordnung zu schaffen.

1. März 1978
Bundesgesetz mit dem das Berufsausbildungsgesetz  
geändert wird (Berufsausbildungsgesetz-Novelle)
Durch die Novelle zum Berufsausbildungsgesetz (BGBL. Nr. 232/1978) wird ein 
Großteil der Forderungen der Österreichischen Gewerkschaftsjugend (ÖGJ) zu einer 
Neuordnung der beruflichen Bildung erfüllt. Dazu gehören die Festlegung von jahr-
gangsmäßig aufgegliederten „Berufsbildern“, die kostenlose Lehrabschlussprüfung, 
das Tragen der Differenz zwischen Lehrlingsentschädigung und Internatskosten 
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durch den „Lehrherrn“ bei InternatsschülerInnen, die pädagogische Ausbildung der 
AusbildnerInnen, mehr Mitsprache durch die Landesberufsausbildungsbeiräte und 
-beirätinnen und Schaffung von neuen Ausbildungsplätzen durch Erweiterung des 
Kreises der Lehrberechtigten. Teile der Berufsausbildungs-Novelle treten am 1. Au-
gust 1978 in Kraft, weitere Teile am 1. Jänner 1979 und am 1. Juli 1979. 

23. Februar 1979
Bundesgesetz mit dem Gleichstellung der Arbeiterinnen  
mit den Angestellten bei Abfertigung beschlossen wird  
(Arbeiter-Abfertigungsgesetz)
Mit dem Arbeiter-Abfertigungsgesetz (BGBl. Nr. 107/1980) wird eine langjährige 
Forderung des ÖGB und der Arbeiterkammern in die Wirklichkeit umgesetzt. Das 
Gesetz, das die Abfertigung regelt und auch den Angestellten Verbesserungen 
bringt, tritt am 1. Juli 1979 in Kraft und sieht einen Etappenplan bis zur völligen 
Angleichung der Abfertigungsansprüche der ArbeiterInnen an jene der Ange-
stellten vor. Die erste Etappe am 1. Juli 1979 bringt für die ArbeiterInnen einen 
Abfertigungsanspruch von zehn Prozent der Angestelltenansprüche, ab 1. Janu-
ar 1980 werden ArbeiterInnen 20 Prozent und ab 1. Jänner 1981 40 Prozent 
bekommen. Ab 1. Jänner 1982 wird der 60-Prozent-Anteil erreicht sein, ab  
1. Jänner 1983 ist die Angleichung zu 80 Prozent vorgesehen und ab 1. Jänner 
1984 soll die volle Angleichung der Abfertigung erreicht sein. Mit der etappen-
weisen Einführung der Abfertigung für ArbeiterInnen wird ein weiterer Schritt 
zur Vereinheitlichung des Arbeitsrechtes erreicht. 

23. Februar 1979
Bundesgesetz über die Gleichbehandlung von Frau und Mann 
bei Festsetzung des Entgelts (Gleichbehandlungsgesetz) 
Das Gleichbehandlungsgesetz (BGBl. Nr. 108/1979) zeigt diskriminierende Tatbe-
stände auf, darunter auch die schlechtere Bezahlung von Frauen bei gleichwer-
tiger Arbeit. Dazu muss bemerkt werden, daß die Gleichberechtigung der Frauen, 
besonders die völlige Angleichung der Löhne bei gleicher Leistung, bereits 1948 
vom 1. ÖGB-Bundeskongress gefordert wird. Zur Kontrolle der Einhaltung dieses 
neuen Gesetzes wird eine Gleichbehandlungskommission geschaffen, bei der 
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sich von Diskriminierung betroffene Frauen, aber auch ihre Interessenvertretun-
gen beschweren können. Ihr gehören auch je zwei Vertreterinnen des ÖGB und 
der Arbeiterkammer an. 

2. Juli 1980
Mitbestimmung der ArbeitnehmervertreterInnen im Auf-
sichtsrat wird neu geregelt
Im Juli 1980 beschließt der Nationalrat eine Novelle zum GmbH-Gesetz, die am 
1. Jänner 1981 in Kraft tritt. Die Gesetzänderungen sind aufgrund der gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse dringend notwendig geworden 
und gehen zum Teil auf Anregungen des ÖGB und des Arbeiterkammertages 
zurück. Ziel der Novelle ist die Anpassung des GmbH-Rechts in vielen Bestim-
mungen an das Recht der Aktiengesellschaft: Übernahme der aktienrechtlichen 
Vorschriften über das Rechnungswesen und teilweise Übernahme der Vorschrif-
ten über den Aufsichtsrat. Die Vorschriften für Aktiengesellschaften über die 
Rechnungslegung gelten nun sinngemäß für die GmbH. Die Bestimmungen des 
AG-Gesetzes über die Veröffentlichungspflicht und die Pflichtprüfung für be-
stimmte GmbH werden übernommen. Damit wird eine jahrlange Forderung des 
ÖGB und der Arbeiterkammern verwirklicht. Für GmbH, die einen Aufsichtsrat 
haben müssen, ist nun auch eine Pflichtprüfung durch Abschlussprüfer vorge-
sehen, wodurch die Kontrollfähigkeit des Aufsichtsrats wirkungsvoll wird. Da-
durch erhalten auch die ArbeitnehmervertreterInnen einen besseren Einblick in 
die wirtschaftliche Lage des Unternehmens.

1. Juli 1981
Bundesgesetz über Schutzmaßnahmen für Nachtschicht-
Schwerarbeiter (Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz)
Nur wenige sozialpolitische Gesetze werden in den letzten Jahren von der Öffent-
lichkeit und den Medien so beachtet, wie das am 1. Juli 1981 nach schwierigen 
Verhandlungen beschlossene Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz (BGBl. Nr. 
354/1981). In den Verhandlungen mit der Arbeitgeberseite geht es um die beson-
deren Belastungen von ArbeitnehmerInnen, wie etwa dem Zusatzurlaub, Ruhe-
pausen, vorbeugender ArbeitnehmerInnenschutz, Maßnahmen der Gesundheits-
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vorsorge, Verbesserung der Mitbestimmung von Betriebsrätinnen und Betriebsrä-
ten und das Sonderruhegeld. Das Gesetz ist zwar als ein wichtiger sozialpolitischer 
Verbesserungsschritt, dennoch betrachtet der ÖGB die Probleme im Zusammen-
hang mit den belastenden Arbeitsbedingungen von ArbeitnehmerInnen in Folge 
von Einsprüchen der ArbeitgeberInnen noch nicht als „gelöst“.

1. Juli 1982
Gesellschaftsrechtsänderungsgesetz
Im Zusammenhang mit den Bemühungen um eine Neuordnung des Insolvenz-
rechtes, in deren Mittelpunkt die Verhinderung von Unternehmensinsolvenzen 
steht, wird im Jahr 1982 das Gesellschaftsrechtsänderungsgesetz vorbereitet. Ein 
besonderer Schwerpunkt dabei ist die Stärkung der Stellung von Aufsichtsrätin-
nen und Aufsichtsräten und damit auch der in den Aufsichtsrat entsandten Ver-
treterInnen von ArbeitnehmerInnen. Mit dem Gesellschaftsrechtsänderungsge-
setz, das am 1. Jänner 1983 in Kraft tritt wird ein wichtiger Schritt in Richtung der 
vom ÖGB geforderten umfassenden Reform des Gesellschaftsrechts getan.

3. Februar 1983
Bundesgesetz über die etappenweise Verlängerung  
des Mindesturlaubes von vier auf fünf Wochen 
Nach vehementen Forderungen des ÖGB und der AK beschließt der Nationalrat das 
Bundesgesetz (BGBl. Nr. 81/1983) über eine etappenweise Verlängerung des Min-
dest- und Höchsturlaubs um eine Woche. Die Einführung der fünften Urlaubswo-
che wird in drei Etappen zu je zwei Tagen, beginnend mit 1. Jänner 1984, durchge-
führt. 1986 soll die Verlängerung des Urlaubs ihr volles Ausmaß erreichen.

1. Juli 1984
Bundesgesetz über die wöchentliche Ruhezeit  
und die Arbeitsruhe an Feiertagen (Arbeitsruhegesetz)
Mit dem Arbeitszeitruhegesetz (BGBl. Nr. 269/1984) über die wöchentliche Ru-
hezeit und die Arbeitsruhe an Feiertagen finden langjährige gewerkschaftliche 
Verhandlungen mit den Sozialpartnern ihren Abschluss. Das neue Gesetz sichert 
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den ArbeitnehmerInnen des Geltungsbereiches einen Anspruch auf eine 36stün-
dige Ruhezeit pro Woche. Im Normalfall wird diese 36stündige Ruhezeit am 
Wochenende liegen und zumindest die Zeit zwischen Samstag 13:00 Uhr und 
Sonntag 24:00 Uhr umfassen. Für bestimmte Gruppen von Tätigkeiten sind Aus-
nahmen von der Wochenend- beziehungsweise Feiertagsruhe vorgesehen. Mit 
dem Arbeitsruhegesetz konnte die Vereinheitlichung des Rechts der Sonn- und 
Feiertagsruhe erreicht werden. 

1985
Erste Kollektivverträge mit kürzerer Arbeitszeit  
als 40 Stunden 
Nach dem Beschluss des ÖGB-Bundesvorstandes, die Arbeitszeitverkürzung auf 
38,5 Stunden branchenweise zu verhandeln, gibt es in Kollektivverträgen der 
Gewerkschaft Metall-Bergbau Energie (Bereich Industrie, Bergbau und EVU) und 
der Gewerkschaft der Privatangestellten erstmals Kollektivverträge mit einer 
wöchentlichen Arbeitszeit von 38,5 Stunden bei vollem Lohnausgleich für rund 
400.000 ArbeitnehmerInnen. Diese richtungsweisenden Abschlüsse sollten den 
Weg für die Verkürzung der Arbeitszeit für viele weitere Branchen ebnen. So 
etwa wurde für den Bereich Erdöl in der Folge eine Arbeitszeitverkürzung auf 38 
Stunden, gültig ab 1. Februar 1986 vereinbart. 

3. Juli 1986
Bundesgesetz mit dem das Arbeitsverfassungsgesetz  
geändert wird
Durch die Novelle des Arbeitsverfassungsge-
setzes (BGBl. Nr. 394/1986) können einige von 
ÖGB und der AK geforderte Verbesserungen 
durchgesetzt werden. Die Schwerpunkte sind 
die Verlängerung der Tätigkeitsperiode des 
Betriebsrats, die Erweiterung des Anspruchs 
auf Bildungsfreistellung, die Schaffung von 
Zentraljugendvertrauensräten, der bessere Versetzungsschutz,  und wirksamerer 
Kündigungsschutz für Kandidatinnen und Kandidaten zur Betriebsratswahl, die 
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Schaffung neuer und Ausweitung bestehender Informationsrechte und die Aus-
weitung der Mitwirkungsrechte bei Personalmaßnahmen, bei Konzernen und 
Tendenzbetrieben für Betriebsrätinnen und Betriebsräte. Die Novelle wird mit  
1. Jänner 1987 in Kraft treten.

1. Januar 1987 
Das Bundesgesetz über die Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit 
(Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz) tritt in Kraft 
Bereits zu Anfang des Jahres 1985 wird im Nationalrat das Arbeits- und Sozi-
algerichtsgesetz beschlossen, womit eine langjährige Forderung des ÖGB um-
gesetzt werden kann. Das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz wird den Rechts-
schutz auf dem Gebiet des Arbeits- und Sozialrechts verbessern. Jährlich sind 
es mehr als 30.000 Menschen, die sich wegen Kündigungen, Entlassungen 
oder mit Lohnforderungen und Pensionsansprüchen an die Gerichte wenden. 
Bis dato hat eine Kompetenzsplitterung auf Arbeitsgerichte, Einigungsämter 
und Schiedsgerichte der Sozialversicherung die Arbeit erschwert. Künftig wer-
den in allen diesen Angelegenheiten ein und dieselben Gerichte, also die Ar-
beits- und Sozialgerichte, Entscheidungen treffen. In allen Instanzen, ein-
schließlich des obersten Gerichtshofes, werden fachkundige Laienrichter aus 
dem Kreis der ArbeitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen als gleichwertige Se-
natsmitglieder in der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit mitwirken. Darüber 
hinaus wird der prozessuale Rechtsschutz im Interesse der sozial Schwachen 
verbessert. 

23. März 1988
Bundesgesetz mit dem die Überlassung von Arbeitskräften 
geregelt wird (Arbeitskräfteüberlassungsgesetz) 
Mit dem Arbeitskräfteüberlassungsgesetz (BGBl. Nr. 196/1988) wird eine ge-
setzliche Regelung der Leiharbeit beschlossen. Zwar können nicht alle Forde-
rungen der Interessenvertretungen der ArbeitnehmerInnen durchgesetzt wer-
den, dennoch bringt das vorliegende Gesetz einen umfassenden arbeits- und 
sozialrechtlichen Schutz für die Leiharbeitskräfte. Es wird die Konzessions-
pflicht für das Gewerbe der Arbeitskräfteüberlassung eingeführt, und den Ar-
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beitnehmerInnen muss ein schriftlicher Dienstzettel über den abgeschlossenen 
Arbeitsvertrag ausgehändigt werden, in dem Bezahlung, Zahlungstermine, 
Kündigungsfrist (mindestens 14 Tage), sachliche Begründung für eine allfällige 
Befristung sowie sachliches und örtliches Einsatzgebiet festgehalten werden. 
Die überlassenen Arbeitskräfte haben künftig Anspruch auf ein angemessenes, 
ortsübliches Entgelt, das unabhängig von eine konkreten Überlassung zu leis-
ten ist. Während einer Überlassung richtet sich die Bezahlung nach dem für 
das Unternehmen, bei dem sie gerade im Einsatz sind, geltenden Kollektivver-
trag, darf jedoch das vertraglich vereinbarte Entgelt nicht unterschreiten. Der 
Überlasser hat für die ordnungsgemäße Anmeldung zur Sozialversicherung zu 
sorgen. Weiters dürfen durch den Einsatz von überlassenen Arbeitskräften die 
Lohn- und Arbeitsbedingungen des jeweiligen Stammpersonals der Beschäfti-
gerbetriebe nicht gefährdet werden. Für die Betriebsrätinnen und Betriebsräte 
dieser Unternehmen ist ein erweitertes Mitsprache- und Informationsrecht 
vorgesehen. 

27. Juni 1989
Novelle zum Arbeitslosenversicherungsgesetz 
Durch diese Novelle kann die familiäre Situation von Arbeitslosen lebensnaher 
gestaltet und verstärkt auf die besondere Problemlage bestimmter Gruppen – 
wie etwa jugendlicher, älterer sowie ausländischer ArbeitnehmerInnen Bedacht 
genommen werden. Allerdings wird auch die Sanktion im Fall wiederholter Ar-
beitsverweigerung verschärft, und schließlich wird der Betrag zur Arbeitslosen-
versicherung abgesenkt. 

12. Dezember 1989
Bundesgesetz mit dem ein Karenzurlaub  
für Väter geschaffen wird
Durch das in zwei Etappen beschlossene sogenannte „Familienpaket“ (Elternka-
renzurlaubsgesetz, Karenzurlaubs-Erweiterungsgesetz) werden tiefgreifende 
Veränderungen zugunsten berufstätiger Eltern von Kleinkindern herbeigeführt. 
Neben einer wahlweisen Inanspruchnahme von Karenzurlaub und Karenzur-
laubsgeld durch Mütter und Väter werden der Karenzurlaub und die Bezugsdau-
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er von Karenzurlaubsgeld bis zum zweiten Lebensjahr des Kindes – bei Teilzeit-
beschäftigung bis zum dritten Lebensjahr des Kindes – ausgedehnt. Das Gesetz 
tritt am 1. Jänner 1990 in Kraft. 

22. März 1990
ÖGB-Bundesvorstand fordert 10.000 Schilling Mindestlohn 
Der ÖGB-Bundesvorstand erneuert in einer Re-
solution die Erfüllung der Forderung nach einem 
Mindestlohn von 10.000 Schilling in allen Kol-
lektivverträgen als dringendes Vorhaben, das die 
Betriebsrätinnen und Betriebsräte und Personal-
vertreterInnen innerbetrieblich und auch die 
Gewerkschaften konsequent betreiben sollen. 
Für jene ArbeitnehmerInnengruppen, die noch keine Kollektivverträge haben, 
wird der ÖGB auf den Abschluss von entsprechenden Kollektivverträgen drängen. 

1. April 1991
Zuverdienstgrenzen für PensionistInnen fallen
Das Sozialrechts-Änderungsgesetz 1991 Gesetz regelt in Anlehnung an das Verfas-
sungsgerichtshoferkenntnis vom 15. Dezember 1990 den Wegfall der Ruhensbe-
stimmungen bei Alterspensionen, Witwer- und Witwenpensionen sowie Pensionen 
wegen geminderter Arbeitsfähigkeit (Berufsunfähigkeit, Invalidität, Erwerbsunfä-
higkeit). Weiters sieht das Gesetz eine gestaffelte Pensionserhöhung für jene vor, 
die ihren Alterspensionsanspruch erst später geltend machen. 

1992
Gleichbehandlungspaket 
Nachdem der Verfassungsgerichtshof im Dezember 1990 das unterschiedliche 
Pensionsanfallsalter von Frauen und Männern wegen Verfassungswidrigkeit auf-
gehoben hat und kritisiert hat, dass noch immer der Benachteiligung der Frauen 
in der Gesellschaft vor allem im Arbeitsleben durch gesetzliche Maßnahmen 
entgegengewirkt werden muss, kann Ende 1992 ein Kompromiss sowohl hin-
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sichtlich des Pensionsalters, als auch einer Vielzahl von Begleitmaßnahmen er-
zielt werden. Die Ergebnisse stellen einen beachtlichen Schritt zur Gleichbehand-
lung von Männern und Frauen im Arbeitsleben dar. Ein Teil der Forderungen ist 
aber nicht kurzfristig umzusetzen, sondern bedarf längerfristiger Vorbereitungen, 
so etwa die flächendeckende Versorgung mit ganztägigen, an den Bedürfnissen 
von ArbeitnehmerInnen orientierten Kinderbetreuungseinrichtungen, die eine 
Voraussetzung für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie darstellen. 

1992
Lehrlingsfreifahrt 
Die Lehrlingsfreifahrt, nicht nur zur Berufs-
schule, sondern auch zum beruflichen Aus-
bildungsort wird vom Nationalrat beschlos-
sen und damit eine langjährige ÖGJ-Forde-
rung erfüllt. Die Bundesaktion „Let´s do it“ 
wirbt für verbesserte Lehrlingsausbildung.

1. Jänner 1993
Bundesgesetz mit dem das Nachtschicht- 
Schwerarbeitsgesetz geändert wird 
Im Rahmen einer Novelle zum Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz, die der Nati-
onalrat am 10. Juli 1992 beschlossen hat, wird endlich auch das Krankenpflege-
personal in die Sonderregelungen für zeitlich, körperlich und seelisch besonders 
belastende Berufe einbezogen. Die Novelle bestimmt, dass für einen Nachtdienst 
unter schwierigen Arbeitsbedingungen eine Zeitgutschrift vorzusehen ist. Die 
Novelle tritt mit 1. Jänner 1993 in Kraft. 

12. Februar 1993
Bundesgesetz mit dem ein Pflegegeld eingeführt  
wird (Bundespflegegeldgesetz)
Mit dem Bundespflegegeldgesetz (BGBl. 110/1993) wird ein weiterer Meilen-
stein in der Sozialpolitik gesetzt, weil damit eine der letzten großen Lücken im 
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Netz der sozialen Sicherheit geschlossen wird. 
Damit werden für alle pflegebedürftigen Men-
schen unabhängig von der Ursache der Pflege-
bedürftigkeit einheitliche und bedarfsorientierte 
Geldleistungen geschaffen. Das Pflegegeld er-
setzt die bisherigen pflegebezogenen Leistun-
gen und wird je nach Pflegebedarf in sieben 
Stufen zwischen 2.500 und 20.000 Schilling 
ausbezahlt. Die Länder haben sich dazu ver-
pflichtet, in ihrem Wirkungsbereich gleichlau-
tende Bestimmungen bezüglich des Pflegegeldes zu verankern und den Aufbau 
von ausreichenden Sachleistungen (soziale Dienste) zu gewährleisten. 

1994
Reform der Sozialversicherungsorganisation
Mit der am 1.  Jänner 1994 in Kraft getretenen 52. Novelle zum ASVG wird eine 
große Organisationsreform der Sozialversicherung in Angriff genommen. Zu 
den Grundlagen dieser Reform zählen: Verwaltungsvereinfachung, die Verstär-
kung der Versichertennähe, die Erhöhung der Effizienz der Verwaltung und 
eine bessere Koordination zwischen den Vertragspartnern.

9. Mai 1995
Start der „Aktion Fairness“ des ÖGB zur Gleichstellung  
von Arbeitern und Angestellten
Ziel der „Aktion Fairness“ ist die Anglei-
chung der Rechte der ArbeiterInnen an 
jene der Angestellten. Noch immer beste-
hen sowohl in sozialpolitischer als auch in 
arbeitsrechtlicher Hinsicht sachlich unge-
rechtfertigte Unterschiede zwischen die-
sen beiden ArbeitnehmerInnengruppen. 
Bei der „Aktion Fairness“ geht es um den schrittweisen Abbau dieser Schlech-
terstellung der ArbeiterInnen.
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Februar 1996
Maßnahmenkatalog der Sozialpartner  
für Beschäftigungsoffensive
Der ÖGB hat im Februar 1996 seine Vorschläge zur Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit – „Offensive für mehr Wachstum und Beschäftigung“ der Bundesregie-
rung übermittelt und diese Vorschläge der Öffentlichkeit präsentiert. Dabei wird 
der Regierung eine Vielzahl von Möglichkeiten vorgestellt, um Österreichs Wirt-
schaft sowohl kurz- als auch mittel- und längerfristig leistungsfähiger zu ma-
chen, die Beschäftigung zu erhöhen und die Gesellschaft gerechter zu gestalten. 
Folgende Punkte sind laut ÖGB vorrangig: Infrastrukturinvestitionen, Exportof-
fensive, Ausbildungsoffensive, mehr Chancen für die Jugend, aktive Arbeits-
marktpolitik, Missbrauchsbekämpfung, Fremdenverkehr, Innovationsoffensive, 
öffentliche Dienstleistungen vor neuen Herausforderungen, Liberalisierung der 
Gewerbeordnung, Insolvenzrecht, Kapitalmarkt, Europapolitik.

17. Februar 1997
Sozialpartnereinigung zur Arbeitszeitflexibilisierung  
auf kollektivvertraglicher Grundlage
Die Sozialpartner einigen sich über eine Flexibilisierung der Arbeitszeit. Diese 
kann nun täglich auf bis zu 10 Stunden (wöchentlich höchstens 48 Stunden) mit 
entsprechenden Zeitausgleich ausgedehnt werden. Die Mehrarbeit soll zwar 
grundsätzlich innerhalb eines Jahres ausgeglichen werden, doch ist auch mehr-
jähriges Ansparen von Zeitguthaben möglich. Die flexiblen Arbeitszeiten sollen 
auf Kollektivvertragsebene festgelegt werden. 

1. Jänner 1998 
Freiwillige Selbstversicherung  
für geringfügig Beschäftigte tritt in Kraft
Mit der Versicherung für geringfügig Beschäftigte (§ 19a ASVG) erhalten die ge-
ringfügig Beschäftigten nicht zuletzt dank der Bemühungen der ÖGB-Frauenvor-
sitzenden Vizepräsidentin Irmgard Schmidleithner die Möglichkeit, sich freiwillig 
selbst zu versichern und so kranken-, unfall- und pensionsversicherungsrechtlich 
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abgesichert zu sein. Die ÖGB-Frauen starten 1998 eine breit angelegte Aktion mit 
der Versendung der Broschüre „Mittendrin und trotzdem draußen“, in der die 
arbeits-, sozial- und steuerrechtlichen Besonderheiten der geringfügigen Be-
schäftigung zusammengefasst werden. 

14. Juni 1999
„Steuerreform 2000“ bringt Entlastung  
der ArbeitnehmerInnen 
Der Nationalrat beschließt eine Steuerreform, bei der wesentliche ÖGB-Forderun-
gen berücksichtigt werden. Der ÖGB verlangt dabei von der Regierung eine spür-
bare Lohnsteuersenkung zur Entlastung bei den kleineren und mittleren Einkom-
men. Die Lohnsteuerquote ist von 14,9 % im Jahr 1993 – dem Jahre der letzten 
Steuerreform – auf 17,7 % im Jahr 1998 angestiegen. Dieser Anstieg ist auf die 
kalte Progression (Hineinwachsen in höhere Steuerstufen ohne reale Einkommens-
verbesserung) und auf die Effekte diversen Budgetkonsolidierungen zurückzufüh-
ren. Die Forderung nach einer weiteren Lohnsteuersenkung bleibt aufrecht. 

2000
Angleichung der Entgeltfortzahlungsfristen  
der Arbeiter und Angestellten 
Mit diesem Anfang Juni beschlossenen Gesetz werden zwar Verbesserungen im 
Bereich der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall für ArbeitnehmerInnen erreicht, 
von einer Gleichstellung mit Angestellten – wie sie vom ÖGB im Rahmen der „Ak-
tion Fairness“ gefordert wird, ist man jedoch noch ein gutes Stück entfernt.

März 2001
Sozialpartnereinigung zur Modernisierung  
des ArbeitnehmerInnenschutzes 
Nach langwierigen Sozialpartnerverhandlungen zu der von der schwarz-blauen 
Koalition geforderten „Entbürokratisierung im ArbeitnehmerInnenschutz“ eini-
gen sich die Sozialpartner Ende März auf einen Kompromiss mit der Regierung. 
Teil der Vereinbarung ist die Erhaltung der Arbeitsinspektion als Behörde und die 
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Möglichkeit für ArbeitspsychologInnen, Betriebe bezüglich deren Arbeitsorgani-
sation zu beraten. Die gesetzlich vorgeschriebenen Präventionszeiten (arbeits-
medizinische, sicherheitstechnische und andere Fachberatung) werden verrin-
gert, der Aufgabenkatalog und die Verantwortlichkeiten für ArbeitgeberInnen, 
aber auch für die Fachkräfte ist gleich geblieben.

10. Juli 2002
Abfertigung Neu
Auf Basis einer Sozialpartnervereinbarung 
wird im Parlament die Abfertigungsreform be-
schlossen.  Die Reform entspricht in wesentli-
chen Teilen den Anliegen des ÖGB. Das neue 
„Bundesgesetz über die betriebliche Mitarbei-
tervorsorge“ (BGBl. Nr. 100/2002) gewährleis-
tet, dass etwa Abfertigungen bei Selbstkündi-
gung nicht mehr wegfallen und Beschäftigungen ab Beginn des zweiten Monats 
abfertigungswirksam werden. Neben der Möglichkeit, die Abfertigung zu Zwe-
cken der Pensionsvorsorge zu nützen, ist es weiterhin möglich, diese als Einmal-
betrag ausgezahlt zu bekommen. Dieser Vereinbarung ging eine lange Diskussi-
on voraus, die schließlich weitgehend im Sinne des ÖGB entschieden wurde.

2003
ÖGB erreicht durch Aktionen und Streik Abmilderung der 
Härten der geplanten Pensionsreform
Im Zentrum der sozialpolitischen Arbeit des 
ÖGB im Jahr 2003 stehen die Bemühungen, 
die von der schwarz-blauen Koalition ge-
planten Verschlechterungen im Pensions-
recht zu vereiteln.  Dies wird von zahlreichen 
Verhandlungen, nicht zuletzt auch durch 
eine Großdemonstration sowie einen Ab-
wehrstreik, unterstützt. Die AK trägt durch 
ihre von den Medien verbreiteten detaillier-
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ten Berechnungen über die von der Bundesregierung geplanten Verschlechte-
rungen im Pensionsrecht entscheidend zum gewerkschaftlichen Erfolg bei.

2004
Sozialpartnereinigung über Entgeltschutz für Arbeitslose
Kernstück der Arbeitsmarktreform ist die Neuregelung der so genannten Zu-
mutbarkeitsbestimmungen. Diese Bestimmungen entsprechen den von den 
Sozialpartnern im Oktober 2003 vereinbarten Eckpunkten und enthalten einen 
100 Tage währenden Berufsschutz, einen Entgeltschutz während der Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes für 120 Tage sowie eine Konkretisierung der zu-
mutbaren Wegzeiten von bzw. zur Arbeit. 
Der ÖGB und die AK kritisieren, dass sich im Gesetz kaum Beiträge für eine 
Neuausrichtung der österreichischen Arbeitsmarktpolitik finden. Auch fehlen 
die nötigen Maßnahmen zu einer intensiveren Bekämpfung der illegalen Be-
schäftigung. 

2005
Schwerarbeiterregelung 
Im Mittelpunkt des Jahres 2005 steht die Diskussion zur Schwerarbeiterrege-
lung. Diese sieht einen vorzeitigen Pensionsantritt mit 60 vor, wenn man ins-
gesamt 45 Versicherungsjahre, davon mindestens 10 Schwerarbeitsjahre in 
den letzten 20 Jahren vor Pensionsantritt, hat. Der ÖGB hat die Regelung 
massiv kritisiert. Frauen haben so gut wie keine Chance, als Schwerarbeiterin-
nen vor 60 Jahren in Pension zu gehen. 
Menschen, die in Berufsunfähigkeits- oder Invalidenpension gehen, werden 
nicht unter die Schwerarbeiterregelung fallen, da sie nicht auf die notwendi-
gen 45 Versicherungsjahre kommen. Es scheiden also alle aus, die nicht mit 15 
Jahren zu arbeiten begonnen haben oder aus gesundheitlichen Gründen nicht 
bis 65 arbeiten können. Und selbst jene, die das Glück haben, die Vorausset-
zungen zu erfüllen, müssen die Schwerarbeit für die Vergangenheit erst einmal 
nachweisen. Der ÖGB stellt daraufhin einen detaillierten Katalog zur Definition 
von Schwerarbeit auf, der jedoch von der schwarz-blauen Bundesregierung 
nur zum Teil berücksichtigt wird.
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2007
Mehrarbeitszuschlag für Teilzeitbeschäftigte
Nach sehr langen und schwierigen Ver-
handlungen haben sich die Sozialpartner 
auf ein gemeinsames Arbeitszeitpaket geei-
nigt. Demnach steht ab 1. Jänner 2008 
(BGBl. Nr. 61/2007/Teil1) Teilzeitbeschäftig-
ten ein Zuschlag für Mehrarbeitsstunden 
von 25 Prozent zu. Damit wird ein Meilen-
stein vor allem für Frauen gesetzt. Zentrales Regelungsinstrument ist weiterhin 
der Kollektivvertrag. Das Arbeitszeitrecht wird vereinfacht. Für schwere Über-
tretungen werden strengere Strafen eingeführt. Mit dem Online-Rechner auf 
www.oegb.at/mehrarbeitsrechner können Teilzeitbeschäftigte schnell und ein-
fach den Zuschlag für die geleisteten Mehrarbeitsstunden berechnen. 

2007
Soziale Absicherung der Freien DienstnehmerInnen 
Ab dem 1. Jänner 2008 sind freie Dienst-
nehmerInnen „normalen“ Dienst neh-
merInnen“ sozialrechtlich gleich gestellt. 
Sie werden erstmals in die 
 Arbeitslosenversicherung einbezogen, 
haben Anspruch auf Krankengeld und 
einkommensabhängiges Wochengeld 
und werden in die Abfertigung Neu und 
den Insolvenzfonds einbezogen. Mit der 
sozialrechtlichen Gleichstellung der 
freien DienstnehmerInnen wird endlich eine Forderung realisiert, von der vor 
allem Frauen profitieren, denn 40.000 der insgesamt 65.000 freien Dienstneh-
merInnen sind Frauen. Im Arbeitsrecht ist die Situation leider noch anders. Die 
Forderung von ÖGB und AK nach einer Gleichstellung auch in diesem Bereich 
konnte bisher gegen den Widerstand der Wirtschat nicht durchgesetzt werden. 
Seit 1. Jänner 2008 besteht für sie auch die Möglichkeit, alle Serviceeinrichtun-
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gen der Arbeiterkammer in Anspruch zu nehmen. Der nächste Schritt muss 
nun sein, dass freie DienstnehmerInnen auch unter den Schutz der Kollektiv-
verträge fallen. 

2. Oktober 2007
Ausbildungsgarantie bis 18 Jahre
Die Sozialpartner übergeben der Regierung 
unter dem Titel „Arbeitsmarkt – Zukunft 
2010“ ihre Vorschläge für ein Maßnah-
menpaket zur Deckung des Fachkräftebe-
darfs und zur Jugendbeschäftigung. Die 
wesentlichen Punkte sind die Ausbildungs-
garantie bis 18, die Zukunftsförderung der 
betrieblichen Lehrlingsausbildung, überbe-
triebliche Ausbildungszentren, Umstellung der Lehrstellenförderung auf Förde-
rung der Qualität der angebotenen Ausbildung, eine Qualifizierungsoffensive für 
Arbeitslose sowie die Handhabung der EU-Übergangsfristen zum Schutz des ös-
terreichischen Arbeitsmarktes. Diese Sozialpartnervereinbarung wird am 26. Juni 
2008 auf gesetzlicher Ebene beschlossen (BGBl. Nr 82/2008/Teil I).

2008
ÖGB/WKÖ verpflichten sich zur Umsetzung  
von 1.000 Euro Mindestlohn
ÖGB-Präsident Rudolf Hundstorfer und der 
Präsident der Wirtschaftskammer Österreich 
(WKÖ), Christoph Leitl, unterzeichnen am  
2. Juli 2007 bei einer gemeinsamen Presse-
konferenz die Grundsatzvereinbarung zum 
1.000 Euro-Mindestlohn. 
Mit ihr bekennen sich die unterzeichnenden 
Interessenvertretungen der ArbeitgeberIn-
nen und ArbeitnehmerInnen zur Zielsetzung einer verstärkten Armutsbekämp-
fung, zum österreichischen Mindestlohnsystem, das auf einer Lohnfestsetzung 
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durch Branchenkollektivverträge und Mindestlohntarife beruht, den größten Teil 
der ArbeitnehmerInnen erfasst und branchenspezifische Bedürfnisse beider Sei-
ten berücksichtigt und weisen ausdrücklich darauf hin, dass ein gesetzlicher 
Mindestlohn keine Alternative zu der bisher geübten Praxis ist und dass aus ihrer 
Sicht weiterhin Mindestlöhne zwischen den Sozialpartnern vereinbart werden. 
Obwohl es nur noch wenige Bereiche gibt, wo 1000,-- Euro Mindestlohn/Gehalt 
bei Vollzeitbeschäftigung noch nicht verwirklicht sind, ist diese Vereinbarung 
eine wichtige Maßnahme, um die Einkommensschere zwischen Frauen und 
Männern zu verringern. Denn es sind in erster Linie Frauen die in Branchen ar-
beiten, wo trotz Vollzeitbeschäftigung weniger als 1000,-- Euro bezahlt wurden.

2009
Dienstleistungsrichtlinie 
Im Rahmen der Verhandlungen zur soge-
nannten Dienstleistungsrichtlinie haben 
sich ÖGB und Arbeiterkammer durch in-
tensives Lobbying auf europäischer Ebe-
ne bemüht festzuhalten, dass der Schutz 
der ArbeitnehmerInnen und Verbrauche-
rInnen einen elementaren Bestandteil 
des Binnenmarktes bildet. Im Mittelpunkt 
der Forderungen stehen die effiziente Umsetzung und der Ausbau der grenz-
überschreitenden Verwaltungszusammenarbeit im Bereich der Entsendung der 
ArbeitnehmerInnen. Nach intensiven Bemühungen konnte erreicht werden, 
dass die Dienstleistungsrichtlinie keine negativen Auswirkungen auf das Ar-
beitsrecht hat. Weiters konnten im Zuge der parlamentarischen Behandlung 
eines Ministerratsvorschlages noch weitere Verbesserungen durchgesetzt wer-
den. So kann erreicht werden, dass explizit festgestellt wird, dass der einheitli-
che Ansprechpartner den grenzüberschreitenden Dienstleistungserbringer auch 
über das „Arbeits-, Ausländerbeschäftigungs- und ArbeitnehmerInnenschutz-
recht“ zu informieren hat. Letztlich wird auch erreicht, dass sich die Republik 
Österreich für den generellen Erhalt von Schutzbestimmungen zu Gunsten der 
ArbeitnehmerInnen und VerbraucherInnen vor dem Hintergrund der Dienstleis-
tungsrichtlinie ausspricht.
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2009
Steuerreform und Arbeitsmarktpakete
Am 17. Bundeskongress des ÖGB 2009 
fordert ÖGB-Präsident Erich Foglar an-
gesichts der Finanz- und Wirtschafts-
krise: „Zur Bewältigung der Krise brau-
chen wir soziale Gerechtigkeit, die Ar-
beitnehmerInnen erwarten zu Recht, 
dass sie nicht noch einmal bezahlen“. 
Der ÖGB hat sich immer für eine Lohn-
steuersenkung zur Ankurbelung der Konjunktur durch Binnennachfrage aus-
gesprochen. Im März 2009 wurde die Steuerreform, die rückwirkend mit 1. 
Jänner 2009 in Kraft getreten ist, beschlossen. Kernpunkte der Steuerreform 
sind eine Reform des Steuertarifes, die Ausweitung der steuerlichen Familien-
förderung und die Einführung eines allgemeinen Gewinnfreibetrages im Un-
ternehmenssteuerbereich. Neben der Tarifreform wird auch die steuerliche 
Familienförderung durch die Steuerreform 2009 massiv ausgeweitet. Diese 
Entlastung ist zwar sehr wichtig, kann aber jene Entlastungen der Arbeitneh-
merInnen nicht ersetzen, wie dies AK und der ÖGB  im April 2008 vorgeschla-
gen haben.  Wesentlich eingebunden ist der ÖGB und die AK auch, als es gilt, 
die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf den Arbeitsmarkt und damit auf 
die Menschen in Grenzen zu halten, da sich die Finanzkrise zur Wirtschaftskri-
se und zur Arbeitsmarktkrise entwickelt hat. Die beiden Arbeitsmarktpakete 
sind daher als Soforthilfe notwendig, um Arbeitsplätze zu erhalten. Als Bei-
spiele für die Reformen können die Reform der Kurzarbeit und der Arbeits- 
und Ausbildungsstiftungen für ZeitarbeiterInnen angeführt werden. Auch ein 
Paket für ältere ArbeitnehmerInnen wird von den Sozialpartnern initiiert. Ein 
neues Altersteilzeit-Modell soll auch dafür sorgen, dass Menschen länger in 
Beschäftigung bleiben können.

2010
Bedarfsorientierte Mindestsicherung
Die Mindestsicherung bringt im Jahr 2010 die vom ÖGB geforderte Vereinheit-
lichung der Sozialhilfen in allen Bundesländern. Das trägt zum einen zur Ar-
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mutsbekämpfung bei und zum anderen dazu, arbeitslose Mindestsicherungs-
bezieherInnen rasch wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren, denn die Ab-
wicklung der Mindestsicherung erfolgt über das Arbeitsmarktservice. 

2011
Nationaler Aktionsplan für Gleichberechtigung in der 
 Arbeitswelt, mit internen Einkommensberichten und Angabe 
des Mindesteinkommens in Stelleninseraten
Der nationale Aktionsplan für Gleichbe-
rechtigung geht auf Forderungen der 
ÖGB-Frauen und der Abteilung Frauen 
und Familie der AK zurück und stellt ei-
nen weiteren wichtigen Meilenstein in 
der Angleichung der Einkommen zwi-
schen Frauen und Männer dar. Nunmehr 
müssen Unternehmen ab einer be-
stimmten Größe interne Einkommensberichte erstellen. So können ungerecht-
fertigte Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern besser aufge-
zeigt werden. In Stellenanzeigen muss das Mindesteinkommen verpflichtend 
angegeben werden – selbst dann, wenn nur nach einer geringfügig beschäftig-
ten Aushilfe gesucht wird. Auch muss auf die Bereitschaft zur Überzahlung 
hingewiesen werden. 

28. April  2011
Gesetz gegen Lohn- und Sozialdumping
Seit Mai 2011 dürfen ArbeitnehmerIn-
nen aus Ungarn, Tschechien, der Slo-
wakei, Slowenien, Polen sowie aus den 
baltischen Staaten nach dem hier gel-
tenden Arbeitsrecht und den österrei-
chischen Kollektivverträgen in Öster-
reich arbeiten. Unternehmen müssen 
den kontrollierenden Behörden (Kran-
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kenkasse, Finanzpolizei und Bauarbeiterurlaubs- und Abfertigungskasse) die 
rechtmäßige Entlohnung nachweisen und dass die ArbeitnehmerInnen nicht 
unterhalb des gültigen Kollektivvertrages bezahlt werden. Eine Übertretung 
wird mit hohen Verwaltungsstrafen geahndet. ArbeitnehmerInnen müssen 
nach den gültigen KV-Tarifen entlohnt werden.

2012
Bildungskarenz wird Dauerrecht 
Die Bildungskarenz als Möglichkeit im Rahmen einer beruflichen Auszeit ge-
zielte Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen wahrzunehmen und 
dadurch die persönlichen Berufs- und Karrierechancen zu optimieren, gibt es 
seit 1998. 
Die seit 2008 geltende „Bildungskarenz Plus“ mit erweiterten Möglichkeiten 
der Inanspruchnahme war jedoch ursprünglich befristet. Auf der Basis eines 
Sozialpartnerübereinkommens werden die bestehenden Regelungen verlän-
gert. Die Bildungskarenz ermöglicht es den ArbeitnehmerInnen damit weiter-
hin, sich für zwei bis 12 Monate von der Arbeit freistellen zu lassen, um an 
Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen zu können, ohne dafür ihr Dienstver-
hältnis auflösen zu müssen. 

1. Jänner 2013
Reform Kurzarbeit 
Das österreichische Modell der Kurzarbeit, das die Sozialpartner auf Drängen 
des ÖGB ausgearbeitet haben, kann als Erfolgsmodell zur Überwindung der 
schlimmsten Auswirkungen der Wirtschaftskrise bezeichnet werden. 
Es können Kündigungen vermieden werden, und die betroffenen Arbeitneh-
merInnen sind finanziell wesentlich besser ausgestiegen als zum Beispiel bei 
der deutschen Kurzarbeitsregelung. Die Kaufkraft wird erhalten, und die Un-
ternehmen können bei Auftragssteigerungen schnell auf die vorhandenen 
qualifizierten Fachkräfte zurückgreifen, ohne Zeitverlust durch Personalsuche. 
Insbesondere die neue Qualifizierungskurzarbeit, die immerhin von einem 
Viertel der Betriebe genutzt wird, ist ein wichtiger Beitrag für eine sinnvolle 
Krisenbewältigung durch Weiterbildung und Höherqualifizierung. Das Modell 
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der Kurzarbeit wird vom ÖGB mitentwickelt, und die betroffenen Gewerk-
schaften sind in alle Einzelvereinbarungen auf Betriebsebene miteingebun-
den. Die Betriebsrätinnen und Betriebsräte der betroffenen Betriebe werden 
bei Informationsveranstaltungen über die Kurzarbeit aufgeklärt. 

1. Jänner 2013
Auflösungsabgabe
DienstgeberInnen haben für arbeitslosenversicherungspflichtige (freie) Dienst-
verhältnisse, die nach dem 31. 12. 2012 enden, eine Auflösungsabgabe zu ent-
richten. Bei der Auflösungsabgabe handelt es sich um eine ausschließliche 
Bundesabgabe zugunsten der zweckgebundenen Gebarung Arbeitsmarktpolitik. 
Die Hälfte der Einnahmen aus der Auflösungsabgabe ist für Beihilfen an Unter-
nehmen zur Förderung der Beschäftigung älterer Personen zu verwenden.

1. Jänner 2013
Evaluierung psychischer Belastungen
Durch die Novellierung des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes wird nun die 
Evaluierung der psychischen Belastungen für alle Betriebe dezidiert festge-
schrieben, womit einer langjährigen Forderung der ArbeitnehmerInnenschützer 
von ÖGB und AK Rechnung getragen wird.

2013
Schlechtwetterentschädigung für BauarbeiterInnen bei Hitze 
Im Herbst 2012 wird auf Vorschlag der Bausozialpartner im Parlament eine 
Regelung im Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetz geschaffen. 
Darin ist geregelt, dass bei plus 35 Grad Hitze das Arbeiten im Freien eingestellt 
werden kann. 
Die Entscheidung dazu liegt beim Arbeitgeber bzw. dessen Beauftragten. Den 
Arbeitern gebührt eine Entschädigung in der Höhe von 60 Prozent des Stun-
denlohns.
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2013
Pflegefreistellung für „Patch-Work-Familien“  
Die ÖGB-Forderung, wonach auch nicht bei ihren Kind lebende Mütter und 
Väter sowie Patchwork-Familien künftig das Recht auf Pflegefreistellung ha-
ben müssen, ist seit 2013 Gesetz. Die Umsetzung ist ein wichtiger Schritt zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben.  

2013
Verbesserung für LeiharbeitnehmerInnen  
im Arbeitskräfteüberlassungsgesetz
Mit der Novelle des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes treten zahlreiche Verbes-
serungen für ZeitarbeiterInnen in Kraft, unter anderem weitere Schritte zur 
Gleichstellung mit den Stammbelegschaften. 

2014
Verschärfung des Gesetzes gegen Lohn- und Sozialdumping 
Am 30.  April 2011 wird der europäische Arbeitsmarkt für ArbeitnehmerInnen 
aus dem ehemaligen Ostblock- und mittlerweile EU-Staaten geöffnet. Bereits 
einen Tag später tritt in Österreich das Gesetz gegen Lohn- und Sozialdumping 
in Kraft (LSDB-G). Mit diesem Gesetz soll vermieden werden, dass „schwarze 
Schafe“ unter den österreichischen Unternehmen die neue Situation nutzen, um 
mit uninformierten ausländischen Arbeitskräften das Lohnniveau zu drücken 
und damit Vorschub zum Lohn- und Sozialdumpingdumping zu leisten. Die 
2014 beschlossene Gesetzesnovelle tritt mit 1. Jänner 2015 in Kraft. 

2014 
Arbeit ist deutlich zu hoch belastet!
Die Lohnsteuereinnahmen sind 2014 so hoch wie noch nie. Sie übertreffen erst-
mals die Staatseinnahmen aus der Mehrwertsteuer. ArbeitnehmerInnen sowie 
Pensionistinnen und Pensionisten bezahlen über die Lohn- und Mehrwertsteuer 
den größten Teil der Staatseinnahmen! Und die jährlich von den Gewerkschaften 
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verhandelten Gehalts- und Lohnerhöhungen werden zu einem Teil von der kalten 
Progression wieder aufgefressen. Die Vermögen der Superreichen wachsen weiter 
an, während immer mehr Menschen nur „gerade noch“ mit ihrem Einkommen 
über die Runden kommen. Die Situation ist für die ArbeitnehmerInnen einfach 
untragbar geworden. Sie haben es verdient, mehr zu verdienen! Und auch die 
Pensionistinnen und Pensionisten brauchen eine spürbare und rasche Entlastung. 

3. Juli 2014
Dem ÖGB reicht es - Beschluss des ÖGB-Vorstands und 
offizieller Startschuss der Kampagne „Lohnsteuer runter! 
Damit netto mehr Geld bleibt.“ 
Mit dieser Forderung wird eine Welle aus-
gelöst: ArbeitnehmervertreterInnen unter-
stützen die Forderung mit aller Kraft, 
Lohnsteuersenkung wird zum Medienthe-
ma Nummer eins, tagtäglich gehen Hun-
derte Unterschriftenlisten aus ganz Öster-
reich im ÖGB ein. Weiters setzten Tausende 
UnterstützerInnen online mit ihrer Unter-
schrift ein starkes Zeichen.

18. September 2014
Präsentation des ÖGB-AK-Modells „Lohnsteuer runter“
Das ÖGB/AK-Modell zur Entlastung der ArbeitnehmerInnen und PensionistIn-
nen wird am 18. September im Rahmen einer BelegschaftsvertreterInnen-
Konferenz im Austria Center präsentiert. Jetzt liegt es an der gesamten Bun-
desregierung, unser Modell aufzugreifen, zu diskutieren und umzusetzen. „Wir 
werden weiter Druck machen, bis den Menschen spürbar netto mehr Geld 
bleibt“, sagt ÖGB-Präsident Erich Foglar im bis auf den letzten Platz gefüllten 
Austria Center Vienna.
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18. November 2014
Unterschriftenübergabe an die Regierung
ÖGB-Präsident Erich Foglar und AK-
Präsident Rudi Kaske überbringen die 
Forderungen „Lohnsteuer runter!“ 
und die 882.184 gesammelten Unter-
schriften zur Lohnsteuersenkung der 
Bundesregierung – vertreten durch 
Bundeskanzler Werner Faymann, Vi-
zekanzler Reinhold Mitterlehner und 
Finanzminister Hans Jörg Schelling. 
Beide Präsidenten betonen, dass angesichts der schlechten Wirtschaftslage eine 
spürbare Lohnsteuersenkung kommen muss, und sie fordern die Bundesregie-
rung zum raschen Handeln auf.

13. März 2015
Wir haben es geschafft! Gemeinsam haben wir  
Druck gemacht. Die Lohnsteuersenkung kommt!
Die größte Steuerreform seit 40 Jahren bringt eine spürbare Entlastung von  
5 Milliarden Euro, die vor allem den kleinen und mittleren Einkommen zugu-
tekommt! Bei einem mittleren Einkommen von 2.100 Euro monatlich bleiben 
900 Euro im Jahr mehr. Die Lohnsteuer reduziert sich um 30 Prozent! Keine 
Kürzungen bei Zulagen oder Urlaubs- und Weihnachtsgeld! Sozial ausgewo-
gene Gegenfinanzierung, die mit gezielter und verstärkter Bekämpfung des 
Steuerbetruges zu mehr Fairness führt! Danke an mehr als 882.000 Unter-
stützerInnen! 
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